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d52 3nſertionogerahr T
beträgt für die 6 geſpaltene
Petitzeile oder deren Raum

20 pfennig,
für auswärtige Anfeigen

25 pfennig.
Im redaktionellen Ceile

koſtet die Zeile 75 Plennig.

Inſerake
für die ſälltige Bummer
müſſen ſpäteſtens bis vor
mittags halb 10 Uhrin der
Expedition aufgegeben

ein.

Eingetragen in die

er 3für Halle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Delitzſch Bikkerfeld,
wikkenberg Schweinitz, Corgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Eckartsberga und die Manstelder Kreiſe.

Expedition: Barz 42/43. Geöffnet werktags von 7 Uhr früh bis 7 Uhr nachm. a Redakkivn: Barz 42/43. Sprechſtunde werkkags /212 Uhr miktags.

i nnnnnnnnnnnnnnneeeeeeeegreweore---Ein Korruptionsſonas.

Aus der Budgetkommiſſion des Reichstags wird uns ge
ſchrieben:
Kleine Urſachen, große Wirkungen: dieſe Wahrheit haben

die Zentrumsvertreter der Budgetkommiſſion des Reichstags
erfahren, als ſie beim Kapitel Reichsamt des Jnnern beantrag-
ten, die Ausgaben „für die Hebung des Kaliabſatzes“
ſollten wenigſtens einigermaßen ſpezialiſiert werden.

Auf Grund des Reichskaligeſetzes vom 1. Mai 1910 wird für
jeden Doppelzentner Kali eine Abgabe von 0,60 Mk. für die
Reichskaſſe erhoben (F 27 des Geſetzes) und es erſcheinen des
halb zum erſten Male 4800 000 Mark als Einnahme im Etat
des Reichsamts des Jnnern. Das Reichsamt des Jnnern hat
dieſe Summe ohne nähere Spezialiſierung in die Ausgaben
eingeſtellt. Die Zentrumsabgeordneten beantragten deswegen,
950 000 Mark „zur Hebung des Kaliabſatzes“ auf drei beſon
ders angeführte Ausgabepoſten zu buchen und den Reſt von
3 850 000 Mk. ja wohin mit dem Reſt?! Das war die
„brennende“ Frage.

Das Kaligeſetz beſtimmt im 8 27, daß die betreffenden Ab-
gaben zur Deckung der Ausführungskoſten des Geſetzes und zur
Propaganda für die Hebung des Kaliabſatzes verwendet
werden ſollen. Dieſer Wortlaut unterſtützt die Auffaſſung, daß
die Abgaben nicht für allgemeine Reichszwecke verwendet wer
den dürfen. Wenn man aber mit den Abgg. Speck und Erz-
berger annimmt, daß ein Spezialgeſetz durch ein allgemeines
Finanzgeſetz abgeändert werden kann, oder wenn man mit den
ſozialdemokratiſchen Kommiſſionsmitgliedern aus der Ge-
ſchichte des S 27 die Berechtigung für eine allgemeine Verwen
dung der Gelder herleitet, gewinnt das Reich für allgemeine
Zwecke alljährlich eine Einnahme von mehreren Millionen.
Unſere Genoſſen wieſen nach, daß alle Schwierigkeiten ver-
mieden worden wären, wenn man bei der Geſetzesberatung
die ſozialdemokratiſchen Anträge angenommen hätte,
nach denen die Kaliinduſtrieabgaben auch für die Reichs
finanzen nutzbar gemacht werden ſollten. Die Mehr-
heitsparteien ſind ſeinerzeit nicht darauf eingegangen; es ge
lang nur, dem Geſetze den ſozialdemokratiſchen Antrag einzu-
fügen, nach dem die Einnahmen und Ausgaben auf Grund des
g 27 des Kaligeſetzes im Reichshaushalt aufzuführen ſind. Wäre
dieſer ſozialdemokratiſche Antrag nicht angenommen worden,
hätte der Reichstag überhaupt kein Kontrollrecht über die
vereinnahmten Millionen. Jn dieſem Jahre verfügt die Re-
gierung nach ihrer Angabe über 4800 000 Mk. Einnahme aus
den Kaliabgaben in Wirklichkeit wird ſich die Summe auf
mindeſtens 5 320 000 Mk. belaufen, denn der Kaliabſatz für 1911
iſt vor kurzem von der Verteilungsſtelle auf 9019 400 Doppel-
zentner feſtgeſtellt worden. Auf Grund dieſer Angabe be-
antragten die Sozialdemokraten im Etat die Summe von
5 420 000 Mk. als Bruttoeinnahme einzuſtellen.

Allerdings iſt dieſe Summe nach dem Wortlaute des Geſetzes
nicht als allgemeine Reichseinnahme aufzufaſſen; aber min-
deſtens hat der Reichstag die Verausgabung zu kontrollieren.
Wer erhält das Geld Wie wird ſeine Verwendung
kontrolliert? Dieſe brenzlichen Fragen wurden durch den Zen-
trumsantrag angeſchnitten und die Folge waren lebhafte und
intereſſante Debatten in der Budgetkommiſſion. Dieſe De-
batten ſind noch nicht zum Abſchluß gekommen, trotzdem iſt ihr
bisheriges Reſultat für unſere innerpolitiſchen Zuſtände außer-
ordentlich kennzeichnend.

Die Zentrumsabgeordneten Speck und Erzberger gingen in
der erſten Sitzung wegen der mangelhaften Etatsaufſtellung
ſehr reſolut gegen die Regierung vor. Erzberger erklärte rund
heraus, es beſtehe die Gefahr, daß ein Korruptions-
fonds, ein Fonds für Schmiergelder einge-
richtet werde, wenn der Reichstag keine Spezialiſierung
der Ausgaben vornehme. Die Regierung habe keine beſonderen
Vorſchläge gemacht, obgleich ihr die Zentrumsanträge längſt
bekannt ſeien. Gegen den ſchweren Vorwurf, indirekt die BVil-
dung eines Korruptionsfonds zu unterſtützen, verwahrte ſich
die Regierung, allerdings mit der Reſerve, die ſie einer maß-
gebenden Partei ſchuldig zu ſein glaubt. Nachdem von ſozial-
demokratiſcher und von volksparteilicher Seite entſchieden Aus-
kunft über die Verwendung der Propagandagelder gefordert
worden war, erfolgte die intereſſante Regierungserklärung
Das Kaliſyndikat, dem vermutlich nach dem dunklen Plane der
Regierung die auf Grund des S 27 des Kaligeſetzes einge-
gangenen Einnahmen für die Propaganda zur Verfügung ge-
ſtellt werden ſollen, hat im vorigen Jahre an die Deutſche
Landwirtſchafts geſellſchaft 179 491 Mk., an den
Bundder Landwirte 57 000 Mk. und an den Weſtfäliſchen
Bauernverein etwa 50000 Mk. gezahlt.

Die in Frage kommenden Organiſationen ſind als rück
ſichtsloſeſte Vertreter hochſchutzzöllneriſcher,
agrarkonſervativer Politik bekannt! Nur ihnen
ſind, nach der eigenen Angabe der Regierung, erhebliche Bei-
hilfen in der Form von „Propagandageldern für die Erhöhung
des Kaliabſatzes“ geleiſtet worden. Auf die grage warum die
übrigen Bauernvereinigungen, z. B. der Vauernbund, die
Bauerngenoſſenſchaften in Schleſien und Bayern keine Zuwen-
dungen erhalten hätten und ob man daran denke, in Zukunft
auch ſie zu berückſichtigen, gaben die Reglerungerertren nur
unbeſtimmte Antworten. Da die Propagandagelder nicht den
Charakter von Rabattvergütungen tragen, ſondern nach dem
Geſetz allen Vereinigungen und Perſonen zugewendet werden
können, die die Verwendung von Kali propagieren wollen,
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fragten die Sozialdemokraten, ob auch die Landarbeiter-
vereine und die Großeinkaufsgeſellſchaft der Konſum-
geno ſſen ſchaften (Hamburg) Beihilfen zu erwarten
hätten. Auch auf dieſe Frage gab die Regierung keine klare
Antwort. Statt deſſen bemühten ſich die Mitglieder des
Bundes der Landwirte, die Abgg. v. Brockhauſen und Röſicke,
um den ausſichtsloſen Verſuch, nachzuweiſen, daß der Bund der
Landwirte keine Parteipolitik betreibe. Außerdem würden
die Propagandagelder der „Verkaufsſtelle“ des Bundes der
Landwirte zugeführt, nicht ihm ſelbſt. Aber gerade mit dieſer
„Verkaufsſtelle“ betreibt der Bund die ſtärkſte Agitation. Durch

Warum Frauenwahlrecht?
Von Auguſt Bebell.

1. Weil, wie Mann und Frau erſt den ganzen Menſchen
bilden, die menſchliche Geſellſchaft und ihr politiſcher Ober-
bau, der Staat, ohne die Frauen unmöglich ſind.

2. Weil es eine ſchreiende Ungerechtigkeit, ja ein Unding iſt,
die Frauen von den politiſchen Rechten und Freiheiten, die
die Männerwelt beſitzt, nur aus dem Grunde auszuſchließen,
daß der Zufall der Geburt ſie Frauen werden ließ.

3. Weil die Frauen für die Fortpflanzung des Geſchlechts
und ſeine Erziehung ebenſo notwendig ſind wie die Männer,
und weil die Dienſte, die die Frau als Arbeiterin, Erwerberin,
Erhalterin, Hausfrau oder Mutter der Geſellſchaft und dem
Staate leiſtet, an Wert und Wichtigkeit nicht hinter den
Dienſten zurückſtehen, die die Männer gegen die Geſellſchaft
und den Staat zu erfüllen haben.

4. Weil die Frauen als Arbeiterinnen und Erwerberinnen
und derer, die das ſind, werden täglich mehr ebenſo

gegen den Staat und das Gemeinweſen finanzielle Pflichten
zu erfüllen haben wie der Mann in gleicher Stellung

5. Weil die Frau als Arbeiterin, Erwerberin, Erhalterin,
Hausfrau oder Mutter an der Vernünftigkeit, Zweckmäßig-
keit und Gerechtigkeit der öffentlichen Einrichtungen Er-
ziehungsweſen, Steuerweſen, Rechtspflege, öffentliche Ver-
waltung, Waiſen- und Armenpflege, Sozialgeſetzgebung, mili-
täriſche Einrichtungen, friedliche oder kriegeriſche Politik uſw.,
mit einem Worte am Kulturfortſchritt auf allen Gebieten
genau ſo intereſſiert iſt wie der Mann.

6. Weil die Beſtimmung daß die Frau als Uebertreterin
und Verletzerin beſtehender Geſetze ohne Rückſicht auf ihr Ge-
ſchlecht gleich dem Manne zur Verantwortung gezogen wird,
es gerechterweiſe bedingt, daß die Frau auch an den geſetz-
lichen Einrichtungen der Geſellſchaft gleich dem Manne mit-
wirken können muß.

7. Weil weder in der Natur und dem Geſchlechtsleben der
Frau, noch in ihren phyſiſchen und geiſtigen Eigenſchaften,
noch in dem Triebe nach Vervollkommnung ihres Weſens
irgendein Grund zu finden iſt, der der Männerwelt erlaubt,
ſie als einen Menſchen zweiter Klaſſe zu behandeln, und dem
Manne, der doch auch nur dem Zufall der Geburt verdankt,
Mann geworden zu ſein, ein Recht verleiht, ſich zu ihrem
Herrn oder Vormund aufzuwerfen.

8. Weil der Fortſchritt und die geſamte Entwicklung der
Menſchheit zu immer höherer Vervollkommnung aller ihrer
öffentlichen und ſozialen Einrichtungen erfordert, daß das
große Maß von Kräften und Fähigkeiten aller Art das in
dem weiblichen Geſchlecht vorhanden iſt, nicht minder zum
allgemeinen Beſten angewendet und ausgenutzt wird wie die
gleichen Eigenſchaften bei den Männern.

9. Weil ohne vollſtändige Gleichberechtigung der Geſchlechter
eine harmoniſche Entwicklung der Menſchheit und ein harmo-
niſches Geſellſchaftsleben unmöglich iſt.

10. Weil die Frau das allgemeine Stimmrecht benötigt, um
ſich nicht bloß als wirtſchaftlich Unterdrückte und Ausgebeutete
zu befreien, ſondern weil ſie auch als Geſchlechtsweſen die
volle Gleichheit erringen muß. Für ſie hat alſo der Kampf
um die politiſche Gleichheit ein doppeltes Ziel, an dem alle
Frauen ohne Unterſchied ihrer Stellung intereſſiert ſind.

Ob Zyniker oder Rückwärtsler die Beſtrebungen nach der
politiſchen Gleichberechtigung des weiblichen Geſchlechts ver-
lachen, ob Dummköpfe ſie zu hemmen verſuchen, ſie werden
zum Siege kommen, wenn anders das Streben der Menſchheit
nach höchſter Vervollkommnung aller ihrer Einrichtungen kein
leerer Wahn iſt. Und mit den Frauen als Bundesgenoſſen
wird der Kampf erleichtert und der Sieg beſchleunigt.

Rüſtet zum Demonſtrationstage für das Frauen
wahlrecht:. Sonntag, 19. März
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die Kommiſſionsdebatte iſt unzweifelhaft feſtgeſtellt, daß nur
die agrarkonſervativen Organiſationen nach
und auch vor dem Jnkrafttreten des Kaligeſetzes bedeutende
Geldmittel aus einem jetzt reichsgeſetzlichen Fonds bezogen
haben und weiterbeziehen ſollen, aus einem Fonds, der eine
allgemeinnützige Beſtimmung im weiteſten Wortbegriffe haben
ſoll.

Da für dieſen Fonds 1911 vorausſichtlich gegen 6 Millionen
Mark eingehen werden, kann man recht wohl verſtehen, daß ein
Kommiſſionsredner die Befürchtung ausſprach, auf dem Wege
der Zuweiſung von „Propagandageldern“ könnten von der Re-
gierung, auch ahne daß ſie es beabſichtige, enorme Zuſchüſſe für
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die Reichstagswahlkoſten geleiſtet werden! Die Mitteilungen
über die bisherigen Zuwendungen zeigen deutlich genug, welche
politiſche Richtung dadurch allein begünſtigt wird. Der Aus-
druck „Korruptionsfonds“ iſt darum von den beiden
ſüddeutſchen, wahrſcheinlich wohlunterrichteten Zentrumsabge-
ordneten mit voller Abſicht lichkeit gebraucht worden.

Nebenbei gab die Debatte auch einen intereſſanten Einblick
in die vielgerühmte „Geſchloſſenheit“' des Zentrums. Jn der
zweiten Sitzung polemiſierte Abg. Dr. Spahn (Bonn) ausführ-
lich gegen den von ihm mitunterzeichneten Antrag Speck-
Erzberger, der inzwiſchen durch einen inhaltlich nicht weſentlich
veränderten Antrag Speck erſetzt worden war. Der Antrag
Speck wurde dann wieder zugunſten eines konſervativen An-
trags zurückgezogen: wieder einmal war eine konſervativ-
klerikale Verſtändigung zuſtande gekommen. Auch dieſer An-
trag hält einer ſtrengen Auslegung auf Grund des Kaligeſetzes
nicht ſtand. Durch ſeinen erſten Antrag hat das Zentrum die
Erörterungen veranlaßt und alle ſeine Verſuche, die Geſchichte
ſachte wieder einzurenken, ſcheitern an dem Willen der Linken,
über die Verwendung der Millionen genaue Auskunft und eine
wirkſame Kontrolle zu erhalten.

Dieſer Entſchluß wurde durch die Rede des Zentrumsabgeord-
neten und bayeriſchen Bauernführers Dr. Heim in der Frei-
tagsſitzung der Budgetkommiſſion noch weſentlich verſtärkt.
Heims Auftreten war in doppelter Hinſicht ein Ereignis. Ob-
gleich er ein ſehr gründlicher Kenner der Kalifrage iſt, ver-
weigerte ihm ſeine Fraktion einen Sitz in der Budget-
kommiſſion. Auf Heims Bitte überließen ihm die Polen
den Sitz Korfantys! Daß ein fachkundiges Fraktionsmitglied
genötig iſt, bei einer anderen Fraktion zu hoſpitieren, weil
ihn die eigene nicht roden laſſen will, gibt ſicher zu nachdenk-
lichen Betrachtungen über die Feſtigkeit des „Zentrumsturms“
Anlaß. Allerdings wird das gewaltſame Verfahren der Zen-
trumsfraktion verſtändlich, wenn man Dr. Heims Rede ver-
folgt. Heim enthüllte, daß die Kaliinduſtriellen mit
Kenntnis der Regierung einen Vertrag mit den
agrarkonſervativen Vereinen abgeſchloſſen haben, nach dem alle
anderen, beſonders die kleinen bäuerlichen Genoſſenſchaften
gezwungen ſind, ſich jenen privilegierten Ver-
einen unterzuordnenl Wenn die anderen bäuerlichen
Genoſſenſchaften Düngeſalze beziehen wollen, werden ſie vom
Kaliſynditat in dem der preußiſche Fiskus eine gewiſſe
leitende Stellung einnimmt an die Privilegierten verwieſen.
Für die Geſamtmenge des Abſatzes, die auf dieſem Wege er-
reicht wird, erhalten, wie Dr. Heim widerſpruchslos behauptete,
nur die privilegierten Vereine: der Bund der Land wirte
und die ihm verwandten Organiſationen die hohen Rabatt-
vergütungen. Die kleinen Bauerngenoſſenſchaften erhalten
keine Rabatte, weil die anrechnungsſähige Bezugsſumme ſehr
hoch bemeſſen wurde. Auf dieſe Weiſe erhalten der Bund der
Landwirte uſw. einmal die hohen Zuwendungen aus dem
Propagandafonds und außerdem auch die hohen
Rabattſätzel So wird die agrarkonſervative Wahlkaſſe
geſpeiſt. Heim erklärte, der jetzt vom Zentrum unterſtützte
konſervative Antrag bedeute eine Verewigung dieſer
Wirtſchaft!

Dieſe unwiderlegten ſchweren Anklagen Heims gegen
die Verwendung der „Kaligelder“ allein nötigen den Reichstag
zu einer gründlichen Durchleuchtung der heiklen Beziehungen
zwiſchen Regierung, Landwirtſchaftsbündlern
und Kaliinduſtriellen; die geſamte Kalidebatte iſt ein
zwingender Beweis für die Notwendigkeit, daß die Volksver-
tretung die Gelegenheit benutzt, einmal gründlich nach dem
Rechten zu ſchauen!

Aber es bleibt ſchon wahr: je mehr der Kapitalismus fort
ſchreitet, um ſo mehr korrumpiert er die öffentlichen Gewalten.
Wir werden bald genug in eine Periode öffentlicher Korrup-
tionsſkandale hineinkommen.

Politiſche Ueberlicht.
Halle a. S., den 13. März 1911.

Der chriſtliche Witwen- und Waiſenſchwindel.
Nach dem berüchtigten Schwindelgeſetz vom Jahre 1902, der

ſog. Lex Trimborn, ſoll der Nettozollertrag aus der Ver-
zollung von Getreide, Mehl, Vieh und Fleiſch, der den Durch-
ſchnittsertrag der Jahre 1898--1903 pro Kopf überſteigt, zu
Zwecken der Witwen- und Waiſenverſorgung verwendet wer-
den. Die bis 1. April 1910 angehäufte Summe ſollte das
Jnkrafttreten der Verſorgung ermöglichen. So verſicherte
das Zentrum, um vor den chriſtlichen Arbeitern den Zollraub
zu beſchönigen.

Als der 1. April 1910 herannahte, war aber weder Geld da
noch ein Geſetz, das über die Verwendung des Geldes etwas
beſtimmte. Man machte alſo ein Notgeſetz, durch welches das
Jnkrafttreten der Witwen- und Waiſenverſorgung auf den
1. April 1911 verſchoben wurde. Jetzt iſt dieſer Termin faſt
erreicht da kommt eine neue Notvorlage, die eine weitere
Verſchiebung bis zum 1. Januar 1912 bezweckt. Und
die Summe, die ſeit dem Jnkrafttreten des Zolltarifs zurück
gelegt wurde, beträgt jetzt noch nicht 50 Millionen, ein ganz
lächerliches Bettelgeld im Verhältnis zu der Größe der Auf-
gabe, die damit geleiſtet werden ſoll.

Den Arbeitern hat man Milliarden abgenommen, für die
Witwen und Waiſen iſt aber noch nichts getan. Und jetzt
ſuchen ſich die entlarvten Zentrumsſchwindler in der Ger



mania und ähnlichen Blättern auf folgende Weiſe heraus-
zureden:

Das Zentrum wollte mit ſeinem Antrage, daß die Zoll-
erhöhungen, die die Maſſen der Bevölkerung hauptſächlich
zu tragen haben, auch den ärmeren Klaſſen wieder zugute
kämenz darum ſollten ſie für die Hinterbliebenenverſiche-
rung aufgeſpeichert werden. Wenn nun die Zölle die
prophezeiten Mehrerträge nicht ergeben haben, ſo kann das
dem Zentrum doch gar nicht ſo unangenehm ſein, weil es
recht mit ſeiner Behauptung behalten hat, daß die Zölle
nicht ſo drückend und verderblich ſein würden.

Wie müſſen die Herren Zentrumsjournaliſten, die ſolche
Sätze niederſchreiben, bei dem Gedanken lachen, daß es ein-
fältige Menſchen gibt, die ihnen ihre Lügen aufs Wort
glauben!

Wer nun eine Ahnung von den Dingen hat, um die es ſich
handelt, der weiß, daß die Erträge der Lex Trimborn in
keinem Verhältnis ſtehen zu den Laſten, die der Zolltarif
den Maſſen der Bevölkerung aufgeladen hat.

Der Zolldruck macht ſich fühlbar in der allgemeinen Ver-
teuerung der Lebensmittel, die durch die Abſperrung Deutſch-
lands von der ausländiſchen Lebensmitteleinfuhr hervor-
gerufen iſt. So iſt durch den Zolltarif der Geſamtpreis, den
das deutſche Volk für ſeinen Getreideverbrauch allein zu be-
zahlen hat, um jährlich eine Milliarde über den Welt-
marktpreis erhöht worden.

Jn der Zeit, in der 50 Millionen für die Witwen und
Waiſen aufgeſpeichert worden, ſind vom Volk 5000 Millionen
für Getreidezollverteuerung bezahlt worden. Die durch die
ſonſtigen Lebensmittelzölle hervorgerufene Belaſtung iſt da
noch gar nicht mitgerechnet! Was den ärmeren Klaſſen von
den Zollerhöhungen (die nach dem Geſtändnis der Germania
hauptſächlich von den Maſſen der Bevölkerung getragen wer-
den) wieder zugute kommt, iſt alſo weniger als ein
Hundertſtell

Von je hundert Mark, die dem arbeitenden Volke durch die
agrariſche Zollpolitik genommen werden, wird ihm auf Grund
der Lex Trimborn noch nicht eine Mark zurückgezahlt.

Auch der Germania muß ferner die Tatſache bekannt ſein,
daß durch das Syſtem der Einfuhrſcheine die Witwen-
und Waiſenkaſſe jährlich um viele Millionen zugunſten der
Getreide exportierenden Großgrundbeſitzer geſchädigt werden.
Es heißt wirklich das Gewerbe des Zeitungsſchreibers proſti-
tuieren, wenn die Herren von der Zentrumspreſſe dieſe be-
kannten, nicht zu leugnenden Tatſachen vor einem bedauerns-
wert unwiſſenden Publikum in ſo dreiſter Weile zu entſtellen
verſuchen.

„Daß die Lebensmittelzölle keinen größeren Ertrag ge
liefert haben, iſt nicht ſonderlich bedauerlich“, ſchreibt die
Germania zum Schluß. Wirklich nicht! Da hat ſie wohl ganz
vergeſſen, daß das Zurückbleiben der Zollerträge aus dem
neuen Zolltarif die ſchwarzblaue Reichsfinanz-
reform mit ihren Bier-, Tabak-, Branntwein-,
Tee-, Kaffee-, Zündholz- und Leuchtmittel-
ſteuern zur Folge gehabt hat. Die agrariſche Zollpolitik
des Zentrums hat dem Volk Milliarden gekoſtet, ſie hat den
Zentrumsmagnaten und den oſtelbiſchen Junkern Milliarden
eingetragen, ſie hat aber die erwartete günſtige Wirkung auf
die Reichsfinanzen nicht gehabt. Die Junker freſſen alles
auf, für die Allgemeinheit bleibt nichts übrig!

Die Germania findet das „nicht ſonderlich bedauerlich“!

Die Stichwahl in Gießen.
Wie aus Gießen gemeldet wird, iſt die Stichwahl auf den

21. März angeſetzt. Eine amtliche Meldung liegt noch nicht
vor.

Die fortſchrittliche Preſſe bedauert zwar, daß kein liberaler
Kandidat in die Stichwahl gekommen iſt, ſie äußert ſich aber
ziemlich befriedigt über den neuen Schlag, den der Schnapsblock
erlitten hat. Die Voſſiſche Zeitung nimmt als gewiß an:

„daß das Mandat des erſten heſſiſchen Wahlkreiſes dem
Antiſemitismus und damit der konſervativ- klerikalen Mehr-
heit verloren geht, nach Verdienſt und Würdigkeit, und
daß Gießen eine neue Etappe auf dem Wege nach Philippi
bedeutet.“

Das Berliner Tageblatt
tungen:

ſchließt ſeine Wahlbetrach-

„Für die Stichwahl werden die Wähler des Pfarrers Korell
wiſſen, was die bei der Hauptwahl betätigte Ueberzeugung von
ihnen fordert. Können ſie ihre Stimme in der Stichwahl nicht
mehr für einen liberalen Kandidaten abgeben, ſo wer
den ſie ſie gegen den Reaktionär in die Wagſchale wer
fen. Da die nationalliberalen Bündler jetzt zweifellos ihr anti-
ſemitiſches Herz entdecken werden, ſo wäre Zuhauſebleiben Ver-
rat an der liberalen Sache. Mit einiger Spannung darf man
übrigens der Parole entgegenſehen, die die nationalliberale
Parteileitung ausgeben wird.“

Die Folter.
Daß gegen eine Anzahl Dresdner Lehrer ein Diſziplinar-

verfahren eingeleitet worden iſt, weil ſie ſozialdemokratiſche
Verſammlungen beſucht haben, in denen die Schulfrage er-
örtert wurde, iſt bekannt. Den Lehrern ſind, wie das Leipziger
Tageblatt erfährt, von der vorgeſetzten Behörde folgende
Fragen vorgelegt worden:

1. Wie ſind Sie in die Verſammlung gekommen?
2. Kennen Sie das ſozialdemokratiſche Flugblatt?
3. Haben Sie im Auftrag des ſächſiſchen Lehrervereins ge-

handelt?
Wie haben Sie ſich bei der Ehrung Singers verhalten
Haben Sie ſich an der Leitung beteiligt?
Sind Sie extra eingeladen worden
Haben Sie einen reſervierten Platz gehabt?
Haben Sie ſich ſchon vorher zum Worte gemeldet?

9. Was haben Sie geſagt? (NB. Ein von dem überwachenden
Beamten aufgenommenes „Stenogramm“ wurde vorgeleſen.)

10. Was haben Sie dazu zu ſagen
11. Welche Stellung haben Sie zur Reſolution eingenommen?
Bei dem Verhör wurde durch einen Beamten des Dresdner

Schulamts jedes Wort ſtenographiſch feſtgelegt.
Soweit die Meldung. Wir möchten uns erlauben, noch fol

gende zwei Fragen an die Lehrer vorzuſchlagen:
12. Wiſſen Sie auch, daß die Sozialdemokraten einen

Zuchthausſtaat einführen wollen?
13. Oder glauben Sie etwa, daß wir heute ſchon

einen haben
Ein typiſches Polizeibildchen.

Wie in Preußen die Polizei herrſcht, das wurde wieder an
einem Falle offenbar, der alle Seiten des preußiſchen Syſtems
beleuchtet. Durch eine Schöffengerichtsverhandlung in Rheine
in Weſtfalen wurde folgendes aufgedeckt. Angeklagt war ein.
60 Jahre alter Arbeiter Stein wegen „Wider-
ſtandes gegen die Staatsgewalt“. Die Verhand
lung ergab folgendes: Der Angeklagte hatte im Januar d. J.
eines Abends auf der Straße an den Poliziſten Nolte
eine Frage gerichtet. Nolte wies den Frager ſchroff
ab. Als dieſer ſeine Frage wiederholte, forderte Nolte ihn auf
zum Weitergehen, und als das nicht ſchnell genug von ſtatten
ging, ſchritt Nolte zur Verhaftung. Der Poliziſt ſchob
den alten Mann vor ſich her, ſo daß dieſer zur
Erde fiel. Nun kam noch der Poliziſt Schneiders dazu.
Der Verhaftete wurde gefeſſelt und auf dem
Bauche liegend, mit dem Geſicht auf der Erde,
etwa 100 Meter weit zur Wache geſchleppt. Der
Vorfall war von mehreren Zeugen, die ſich über eine ſolche Be
handlung empörten, bemerkt worden. Der alſo Mißhandelte
ſtellte gegen die Beamten Strafantrag. Aber ſelbſtverſtändlich
half das nichts, wie das ja immer ſo üblich; der Staatsanwalt
lehnte die Verfolgung ab. Dagegen wurde auf die
Anzeige der Polizei gegen den alten Mann vorge-
gangen wegen Widerſtandes gegen die Staatsgewalt“. Aber
der Amtsanwalt ſelbſt mußte die Freiſprechung des Angeklag-
ten beantragen, nachdem ſechs Zeugen das echt preußiſche
Zorgehen der Beamten bekundet hatten. Dem Antrage des

Amtsanwalts gemäß wurde auf Freiſprechung erkannt.
Hier weicht das Bild allerdings in etwas von dem üblichen

preußiſchen Schema ab. Denn eigentlich hätte der Mann ver-
urteilt und die ſechs Zivilzeugen ſofort wegen „Mein-
eids“ verhaftet werden müſſen. Aber in anderer Be-
ziehung wird hoffentlich alles bleiben wie in früheren Fällen
und in Moabit, daß nämlich die brutalen Taten der Beamten
ungerochen bleiben. Oder ſollten die Poliziſten wirklich
ernſthaft beſtraft werden

W o

Dann würden wir allerdings an der BVeſtändigkeit des preu
ßiſchen Syſtems verzweifeln

Deutſches Reich.
Beſteuerung der Zündholzerſatzmittel? Nach einer Mel

dung der Kölniſchen Zeitung ſoll dem Reichstage demnächſt ein
Geſetzentwurf über die Beſteuerung der Zündholzerſatzmittel
zugehen. Außerdem werde eine Kontingentierung der Zünd-
holzinduſtrie beabſichtigt. Melancholiſch bemerkt die Voſſiſche
Zeitung zu dieſer Meldung: „Dieſe Maßnahmen wären eine
eigenartige Antwort auf die Forderung der Aufhebung
der Zündholzſteuer.“

Verbot der Einfuhr von franzöſiſchem Vieh. Die bay-
riſche und die badiſche Regierung haben die Einfuhr von
franzöſiſchem Vieh nach Bayern und Baden vom 12. März an
wieder verboten.

Die Haltung der badiſchen Regierung iſt um ſo unvberſtänd-
licher, als vor ganz kurzer Zeit die amtliche Karlsruher Zei-
tung gegen agrariſche und Zentrumsangriffe feſtſtellte, „daß
bis heute kein einziges aus Frankreich ge-
kommenes Schlachtvieh mit der Seuche behaftet
war, daß dagegen Schlachtſchweine aus Norddeutſchland die
Seuche in Baden eingeſchleppt haben; erſt dadurch habe ſie im
Lande größere Ausbreitung erlangt.“

Merk s Berlin! Zum 90. Geburtstag des bayriſchen Prinz
regenten ſchreibt die Deutſche Tageszeitung:

Wir können uns nicht erinnern, daß ſich im Laufe des
letzten Vierteljahrhunderts irgendwelche ſcharfe Oppoſition
gegen ihn gewandt hätte. Das war ſchon deswegen nicht wohl
möglich, weil er immer durchaus in den Schran-
ken der Verfaſſung blieb. Deshalb hat ſich der po-
litiſche Kampf niemals gegen ihn perſönlich, ſondern
nur gegen ſeine Regierung gewandt.

Das agrariſche Hauptorgan erkennt damit an, daß die
Sozialdemokratie trotz ihrer antimonarchiſchen Geſinnung einen
Monarchen, der in den Schranken der Verfaſſung bleibt, nicht
angreift. Das iſt auch ganz richtig, denn, wie Bebel ſchon ein
mal im Reichstag ausführte, kein Menſch kann etwas dafür,
wenn er Kaiſer, König oder Prinzregent iſt, es wäre unrecht,
ihm aus dieſer bloßen Tatſache einen Vorwurf zu machen.

Die unverkennbare polemiſche Spitze der von Herrn Oertel
gemachten Feſtſtellungen richtet ſich alſo ausnahmsweiſe nicht
gegen die Sozialdemokratie, ſondern gegen eine andere Stelle.

„Verdreht, aber ein ehrlicher Kerl.“ Jm Berliner konſer
vativen Wahlverein ſagte der Abgeordnete General a. D. von
Ditfurth:

Neulich ſagte Herr Traeger: „Die Sozialdemokratie
ſteht in den Hauptfragen auf unſerer, der Freiſinnigen,
Seite. Nun, das iſt klar: einer ſolchen Partei gegenüber
werden wir keinen Finger rühren. Wo Freiſinn und Sozial-
demokratie ſich herumſchlagen, laſſen wir ſie allein. Auch in
Stichwahlen können wir nach alledem nicht mehr ſagen, daß
der Freiſinn das kleinere Uebel ſei. Es müßte denn der Fall
eintreten, wo die betreffende Perſönlichkeit eine wirkliche Ge-
währ gibt, ſo daß man ſich ſagen könnte: Wenn er auch ver
dreht iſt, ſo iſt er doch ein ehrlicher Kerl.

Nach der völlig verdrehten Anſicht dieſes Herrn Generals
iſt alſo ein Freiſinniger wie der greiſe Traeger, der für ein
Zuſammengehen mit der Sozialdemokratie eintritt, kein
„ehrlicher Kerl“. Wer auch nur entfernt mit der Sozialdemo
kratie etwas zu tun hat, dem wird ganz einfach die Ehre abge-
ſprochen!

Die konſervativen Generäle a la Ditfurth befolgen die vor
nehmen Junkermanieren ſehr genau.

Das Dreiklaſſenhaus erklärte am Sonnabend die Wahlen
der Abgeordneten Kreitling- Berlin IV. und Wend-
land- Kaſſel für ungültig. Hisrauf wurde die General
debatte über das Kapitel Elementarunterrichtsweſen fortgeſetzt.
Der Abg. Hackenberg (natl.), ein Geiſtlicher, ſprach ſich mit
aller Schärfe gegen den Gewiſſenszwang für Diſſidentenkinder
aus, obwohl er prinzipielle dafür eintrat, daß Religionsunter-
richt in der Volksſchule erteilt werde. Er verlangte, daß Diſſi-
dentenkinder nicht gezwungen werden dürften, am Religions-

Am Vorabend.
Drama in drei Akten von Leopold Kampf.

(Zur Aufführung im Volkspark durch die Dramatiſche
Abteilung des Sozialdemokratiſchen Vereins.)

Das ruſſiſche Revolutionsdrama Am Vorabend, das von der
Dramatiſchen Abteilung bereits einmal aufgeführt wurde,
hat bei ſeinem Erſcheinen (Dezember 1905) umgewöhnliches
und berechtigtes Aufſehen hervorgerufen. Nicht allein, weil
zur damaligen Deit der heroiſche Kampf des ruſſiſchen Prole-
tariats gegen die blutige Schreckensherrſchaft des Zarismus
in der ganzen Welt mit geſpannteſtem Jntereſſe verfolgt
wurde, oder weil die boruſſiſche Polizei durch die Aufführung
des Dramas den Staat des Dreiklaſſenwahlrechts bedroht
fühlte, ſondern auch als dramatiſch-literariſches Erzeugnis an
ſich. War doch hier einem noch verhältnismäßig jungen Dich-
ter gleich in ſeiner dramatiſchen Erſtlingsarbeit ein ausge-
zeichnetes Werk von außerordentlicher Wirkung gelungen.

Den ruſſiſchen Revolutionären, den ſtillen
Helden, hat Leopold Kampf ſein Drama gewidmet; ihnen
hat er damit ein ſchönes, weihevolles Denkmal geſetzt. Und
wenn er ſeinem Helden ſagen läßt: „Mit unſerem Herzblut
müſſen wir uns die elementarſten Freiheiten erobern
Chriſtus hat gelitten jeder von den unſrigen iſt ein Chri-
ſtus“, ſo kann man das im Hinblick auf die Taten und Leiden
der ruſſiſchen Revolutionshelden kaum als Uebertreibung be-
zeichnen. Auch mit dem Herzblut eines ſtark und leiden-
ſchaftlich empfindenden Dichters iſt das Drama geſchrieben.
Mit pſychologiſcher Schärfe, lebenswahr und echt, frei von
jeder falſchen Sentimentalität hat der Dichter die einzelnen
Geſtalten gezeichnet; ſchlicht und einfach, ohne jede Poſe, wie
etwas ganz Selbſtverſtändliches ihren heldenmütigen Kampf
gegen das zariſtiſche Blut und Schandregiment dargeſtellt.
Sie alle dienen nur der großen heiligen, gemeinſamen Sache
des geknechteten, unter einem unerträglichen Druck eines bru-
talen abſolutiſtiſchen Regierungsſyſtems ſchmachtenden und
leidenden ruſſiſchen Volkes, für deſſen Befreiuung ſie ihre
ganze Perſönlichkeit einſetzen, ihr Leben wagen! Wie hier

die einzelnen Perſonen ganz in der großen idegalen Sache auf-
gehen, ſich ihr unterordnen, ſo wächſt auch das Drama Kampfs
über das Einzelſchickſal von Jndividuen hinaus, zum großen
Freiheitskampf eines ganzen Volkes. Unter was für unſäg-
lichen Mühen und Gefahren, mit welch ungeheuerlichen
Opfern an Gut und Blut, Leib und Leben die ruſſiſchen
Revolutionäre den Befreiungskampf geführt haben und heute
noqh führen, davon gibt uns das großzügige Drama in ſeiner

knappen, einheitlichen und geſchloſſenen Form einen klaren
und tiefen Einblick.

Wir folgen den Revolutionären in ihrer eifrigen, raſtloſen
Tätigkeit für die Sache der Freiheit von der unheimlich heim-
lichen Herſtellung einer Zeitung an durch ihre geheimen Zu-
ſamenkünfte hindurch bis dorthin, wo ein Blutmenſch von
Gouverneur durch die Bombe eines Revolutionärs ſein wohl-
verdientes Ende findet. Von den barbariſchen Verfolgungen
durch die Bluthunde des Zaren, den ſeeliſchen Leiden und
Martern, denen die politiſchen Gefangenen in den Schreck-
niſſen ruſſiſcher Gefängniſſe ausgeſetzt ſind, von der brutalen
Niederſchießung wehrloſer Arbeiter durch vertierte Koſaken
(wenn auf der Bühne auch nur in Reflexen) und all den
übrigen beiſpielloſen, aus der ruſſiſchen Revolution bekannten
Scheußlichkeiten der Zarenbeſtien, bietet das Drama plaſtiſche
und getreue Bilder.

Große Zeiten und große Kämpfe bringen auch Männer der
Tat hervor, wie den Helden des Dramas, Waſyl, der dem
Freiheitsideal alles opfert: Heimat, Eltern- und Liebesglück,
ja ſelbſt das Leben. Von Paris, wohin er vor ſeinen Häſchern
geflüchtet war, treibt es ihn wieder nach Rußland zurück. Jn
der Wohnung ſeines Freundes Anton wird auf die mühſeligſte
Weiſe und unter den denkbar größten Schwierigkeiten im
Geheimen die revolutionäre Zeitung: Das Licht, gedruckt.
Trotz der gewiſſenhafteſten und peinlichſten Beobachtung und
Anwendung aller Vorſichtsmaßregeln, ſind die Polizeiſpitzel
hinter das Geheimnis gekommen, und eines Tages kommt
ganz plötzlich die Polizei und beſchlagnahmt die Geheim-
druckerei. Der Drucker Anton Tlatſchoff, ſeine Frau und
eine andere Genoſſin werden verhaftet und ins Gefängnis ge
worfen. Waſyl iſt nur um ein Haar ſeiner Verhaftung ent-
gangen. Schon längſt geht ihm die Bewegung zu langſam
vorwärts. Seine Freundin Anna Rikanskaja, zu der ihn eine
leidenſchaftliche Liebe hinzieht, die er als eine „Schwäche“ zu
bekämpfen vergeblich ſich bemüht, beſtärkt ihn in ſeiner An-
ſicht: „Ja, die Blut glocke muß man ſchlagen ſie muß
mächtig läuten, daß ganz Rußland hört Verſtehen
werden ſie unſerer Glocke Ton den Blutglockenklang. Ver-
ſtehen werden ſie (auch die geſchundenen Bauernl) jetzt ſchon
beſſer; immer ſehender werden ſie. Und mehr Licht wird
er bringen, der Blutglockenklang, als der Sonne tauſend
Strahlen, als Eures „Lichtes“ tauſend Nummern „Die
Sache muß uns gan z haben,“ ſagt ſie an anderer Stelle zu
Waſyl, „keine Konzeſſionen für irgendwelche perſönliche
Schwächen oder Schmerzen.“ Und Waſſyl ſtimmt ihr
bei mit den Worten: Weniger reden und mehr
handeln!“ Er ſoll bald Gelegenheit dazu bekommen: Jn
der ruſſiſchen Großſtadt, in der die Handlung des Dramas

ſpielt, iſt ein großer Streik ausgebrochen. Die ſtreikenden
Arbeiter ſammeln ſich in und um den Kirchen zu einem Um
zug durch die Straßen. Der Gouverneur hat verſprochen,
keine Gewalt gegen die Arbeiter anzuwenden. Hält er ſein
Verſprechen nicht, fügt er ſeinen früheren Schandtaten eine
neue hinzu, ſo ſoll er ſterben! Dieſe Tat auszuführen, die
totbringende Bombe gegen ihn zu ſchleudern, dazu meldet
ſich Waſyl freiwillig. Ein Opfer, das um ſo größer iſt, als er
und Anna Rikanskaja ſich inzwiſchen in heißer Liebe ge
funden haben. Jn die herrliche Liebesſzene hinein, die der
zweite Akt bringt, fallen die Schüſſe der blutdürſtigen Sol
dateska; die wehrloſen und fliehenden Arbeiter werden un
barmherzig über den Haufen geſchoſſen. Damit iſt das Schick
ſal des für dieſe neue entſetzliche Bluttat verantwortlichen
ſchuftigen Gouverneurs beſiegelt! Die Ausführung der Tat
wird noch beſonders durch einen Umſtand erleichtert und be
günſtigt: Das Attentat guf den Gouverneur ſoll erfolgen,
wenn er aus der Oper zurückkehrt. Jn unmittelbarer Nähe
der Oper wohnt Anna Rikanskaja (bei ihrer Tante, der Frau
eines Beamten, die mit den Revolutionären ſympathiſiert).
Als der Augenblick zum Handeln gekommen iſt, gibt Anna
mit einer hrennenden Kerze dem in der Nähe verborgenen
Waſyl das Zeichen die Bombe explodiert, um den Gouver-
neur iſt es geſchehen! Jn das Schreien, Pfeifen, den Tumult
auf der Straße miſcht ſich das hyſteriſche Lachen und Weinen
Annas, die in einem fort, während der Vorhang fällt, ekſtatiſch
ausruft: Weiter Brüder die Blutglocke Weiter weiter,
weiter

Und er geht weiter, der Kampf. Auch in Rußland. Trotz
der grauſamen Verfolgungen aller freiheitlich Geſinnten und
trotz aller Brutalitäten und Beſtialitäten, die die Henker-
meute des Blutzaren noch heute tagtäglich an jenen unzähligen
Namenloſen begeht, die in den Eisgefilden Sibiriens und in
feuchten dumpfen Kerkern zu Tauſenden zugrunde gehen. Der
durch den Meuchelmord gemilderte Abſolutismus, der ſich
heute noch das Feigenblatt eines Scheinkonſtitualismus vor-
geklebt hat, herrſcht weiter; die revolutionäre Bewegung war
noch nicht ſtark und mächtig genug, um ihn ſtürzen zu können.
Doch einmal wird auch ſeine letzte Stunde ſchlagen, wenn die
Zeit gekommen und reif dafür iſt. Den ſtillen und namen-
loſen Helden aber, die ihr Leben freudig für die Freiheit des
ruſſiſchen Volkes opferten, wird das internationale klaſſen
bewußte Proletariat für alle Zeiten ein ehrfurchtsvolles Ge-
denken bewahren.

Jn dieſem Sinne möge auch die Aufführung des
Revolutionsdramas wirken, neue Kampfesbegeiſterung wecken
und den Kampfesmut und die Siegeszuverſicht neu beleben
und ſtählen,
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unterricht teilzunehnen. Weiter erklärte er Fieh gegen die geiſt-
liche Schulaufſicht. Sein konſervativer Kollege, Abg. Heckenroth,
ſtellte ſich auf den entgegengeſetzten Standpunkt und villigte
alle reaktionären Maßnahmen der Regierung er forderte ſogar
ein energiſches Vorgehen der Regierung gegen ſolche Lehrer,
die es wagen, einmal ſozialdemokratiſche Verſammlungen zu
beſuchen oder auf ihren Zuſammenkünften gegen Regierungs-
maßnahmen Stellung zu nehmen. Nach weiterer belangloſer
Debatte wurde die Generaldebatte geſchloſſen.

Preſſeſachverſtändige. Der preußiſche Juſtizminiſter hat
in einer allgemeinen Verfügung beſtimmt, daß die Juſtizbehör
den „in geeigneten Fällen“ von dem Anerbieten des „Reichs-
verbands der deutſchen Preſſe“ Gebrauch machen
könnten, erfahrene Sachverſtändige zur Erſtattung
von Gutachten über Fragen, die das Weſen und die Einrich-
tung der deutſchen Preſſe betreffen (über die Organiſation und
den inneren Betrieb des Zeitungsdienſtes, das Verhältnis
zwiſchen Verlag und Redaktion, zwiſchen Anzeige- und redak-
tionellem Teil und ähnliche Fragen) zu bezeichnen.

Amerika.
Die Mobilmachung gegen Mexiko.

Das große Truppenaufgebot in Texas an der mexikaniſchen
Grenze, wie die Stellung zur mexikaniſchen Frage überhaupt,
ſoll nicht in allen Teilen die Billigung der Geſamtregierung
der Union gefunden haben. Namentlich ſollen, wie dem
B. T. aus Waſhington berichtet wird, zwiſchen dem Präſi
denten Taft und dem Staatsſekretär Knox Differenzen
weitgehender Art ausgebrochen ſein. Der Präſident ſoll ſehr
willkürlich und eigenmächtig vorgegangen ſein, Berichte der
Organe der Juſtiz und des Kriegsminiſteriums eingeholt und
über das Staatsdepartement verfügt haben, das die ganze
Aktion für unzeitgemäß und auch praktiſch mit den größten
Schwierigkeiten verbunden hält. Das Ueberſchreiten der
Grenze würde zu einem vielleicht jahrelangen Gurilla-
hriege führen. Die letzte amerikaniſche Jntervention er
folgte im Herbſt 1891 auf Erſuchen der mexikaniſchen Regie
rung gegen Garcier, der eine lokale Verſchwörung angezettelt
hatte. Die Umzingelung und Gefangennahme ſeiner kleinen
Schar erforderte volle zwei Jahre. Tafts Politik läuft darauf
hinaus, revolutionäre Umtriebe in allen zentral- und ſüd-
amerikaniſchen Republiken zu unterdrücken, weil für den
Zeitpunkt der Eröffnung des Panamakanals vollkommene
Ordnung auf dem Kontinent herrſchen ſoll. Es gilt als
zweifellos, daß dieſe Revolutionen zum großen Teil mit
amerikaniſchem Gelde finanziert ſind. Die gerichtliche Ver-
folgung dieſer Hintermänner, unter der Aufrechterhaltung
des Standpunkts, daß dieſe Aktion zugunſten Diaz' und mit ſei-
nem Einverſtändnis durchgeführt wird, ſei der Zweck des Vor
gehens der Union. Alle gegenteiligen Kombinationen ſeien
gegenſtandslos.

Dem Vernehmen nach bereitet das Kriegsdepartement die
Entſendung weiterer Truppen vor, falls es notwendig ſein
ſollte, die Grenze zu überſchreiten. Nach der Golfküſte von
Mexiko wurden vier Kanonenbovote beordert.

Kriegsrecht in Mexiko.
Mexiko, 12. März. Der mexikaniſche Botſchafter wieder

holte ſeine Erklärung, daß Mexiko ſtark genug ſei,
das Eigentum der Ausländer zu beſchützen.
Die Regierung beſchloß, die konſtitutionellen Garantien zu
ſuspendieren. Dies bedeutet eine milde Form des Kriegs-
rechts. Perſonen, die der Zerſtörung von Eiſenbahnen, elek-
triſchen Lichtanlagen und Telegraphen, ſowie der Plünderung
von Plantagen beſchuldigt werden, ſollen hinfort ſummariſch
abgeurteilt werden.

Ueber die Haltung der deutſchen Regierung
äußert ſich die Kölniſche Zeitung offiziös u. a. wie folgt:
„Wir haben ein natürliches Jntereſſe daran, daß Mexiko,
mit dem wir rege wirtſchaftliche Beziehungen unterhalten,
ſich geordneter Verhältniſſe erfreue, und wir würden es aus
dieſem Grunde mit Genugtuung begrüßen, wenn die gegen-
wärtigen Wirren bald ein Ende nähmen. Bisher liegen hier
keinerlei Nachrichten vor, daß Leben oder Eigentum
deutſcher Staatsbürger in Mexiko bedroht
ſeien, und die Regierung iſt daher auch noch nicht in die Lage
gekommen, über Schutzmaßregeln nachzudenken. Sollten in
mexikaniſchen Hafenſtädten Unruhen vorkommen, bei denen
die fremden Behörden deutſcher Bürger nicht ausreichend
ſchützen könnten, ſo würde Deutſchland zu erwägen haben, ob
es von einem klaren und auch von den Vereinigten Staaten
ſtets rückhaltlos anerkannten Rechte Gebrauch machen und
Kriegsſchiffe dorthin ſenden ſoll. Von dieſer Ausübung
eines unbeſtrittenen Rechts bis zu einer Einmiſchung in die
inneren Verhältniſſe Mexikos iſt aber ein himmelweiter Weg,
deſſen Zurücklegung kein vernünftiger Menſch in Deutſchland
anempfehlen wird. Selbſt wenn die jetzigen Unruhen zu einer
vollſtändigen Umwälzung der mexikaniſchen Verhältniſſe füh-
ren ſollten, ſelbſt wenn die Vereinigten Staaten von Mexiko
um Einverleibung gebeten werden ſollten, oder wenn Nord
amerika dieſe Einverleibung gegen den Willen der Mexikaner
vornähme, würde Deutſchland ſicher nicht der Don Qui-
ch ote ſein, der bei dieſer Gelegenheit vom Leder zöge

Marokko.
Die Aufſtandsbewegung

wird von den Truppen des Sultans angeblich erfolgreich bekämpft.
Jn Tanger eingetroffene Depeſchen berichten, daß die Mahalla
Mulay Hafids die Aufſtändiſchen bei dem Berge Jelfat geſchlagen
und daß ihnen ihre Artillerie ſchwere Verluſte beigebracht habe.
Die Mahalla umzingelte die Cherarda, die viele Tote und
Verwundete hatten. Alle Duars der Cherarda wurden in
Brand geſteckt. Von der Mahalla wurden ſechs Mann getötet.

Nach anderen Meldungen ſollen aufſtändiſche Araberſtämme
die Mahalla des Sultans geſchlagen haben, nachdem ſie eine kurze
Zeit die Abſicht eines Bündniſſes geheuchelt hätten. Eine Anzahl
Stämme kämpfen miteinander. Jhrerſeits hat die Mahalla mit
zwei Stämmen die Rebellen an wichtigen Punkten eingekreiſt.
Stimmt die Meldung, daß der einflußreiche Stammesführer
Raiſuli plötzlich bei Arzali infolge einer kurzen Krankheit ge-
ſtorben iſt, ſo iſt neue Verwirrung unter den Völkerſtämmen des
nordöſtlichen Marokkos zu erwarten, welche Raiſuli bisher im
Zaum gehalten hat.

Aus der Partei.
Für das e tZum erſten ſozialdemokratiſchen Frauentage, der amW ſtattintet erſchien ſoeben eine Agitationszeitung für

das Frauenwahlrecht, herausgegeben von Klara Zetkin,
16 Seiten im Format der Gleichheit.

Die Zeitung bringt einige Porträts der verſtorbenen ſozial
demokratiſchen Vorkämpferinnen für das Frauenwahlrecht in
Deutſchland, ſie hat einen reichhaltigen Jnhalt und iſt ſchön aus-
geſtattet. Das Blatt ſoll der Agitation für das Frauenwahlrecht
unter den breiteſten Maſſen dienen.
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Beſtellungen ſind ſo bald als möglich zu ſenden an den Verlag
der Gleichheit Paul Singer, Stuttgart, Furtbachſtraße 12.

Genoſſinnen! Sorgt für die Maſſenverbreitung eurer Wahl
rechtszeitung!

Sechs Monate Gefängnis.
Genoſſe Redakteur Henſchel von der Schleswig-Holſteiniſchen

Volkszeitung in Kiel wurde zu ſechs Monaten Gefängnis
verurteilt wegen „Beleidigung“ der Offiziere und Mannſchaften
des Kreuzers Blücher. Die Beleidigung ſoll enthalten ſein in einer
Notiz über angebliche Meuterei auf der Blücher. Die Begründung
ſagt, daß die Offiziere und die Mannſchaft der Marine vor Jn-
und Ausland in ein ſchlechtes Licht geſetzt worden ſeien. Deshalb
wird dem Kritiker ein halbes Jahr ſeines Lebens vernichtet.

Die Gewiſſensklauſel der Jmpfgegner.
Jm Reichstage war jüngſt die Jmpffrage wiederum Gegen-

ſtand von Verhandlungen, die den Deutſchen Bund der Jmpf-
gegner aufs neue zur Stellungnahme veranlaßten. Es galt
hier zunächſt, den Gutachten der „Sachverſtändigen“ die richtige
Beleuchtung angedeihen zu laſſen, wobei namentlich den Aus
führungen des Profeſſor Dr. Kirchner entgegenzutreten war.
Dieſer Herr hatte u. a. das Vorgehen der Jmpfgegner ver-
brecheriſch genannt, auch behauptet, die Lymphe rühre von
vollkommen geſunden Tieren her, und es müßte zurückgewieſen
werden, wenn der hergeſtellte Lymphſtoff als Schmutz und
Pockeneiter bezeichnet würde. Der Bund der Jmpfgegner
(Berlin SW., Halleſche Straße 20) erwidert hierauf in einem
Flugblatte einfach:

„Jndes man leſe die ekelhafte Tierquälerei, die an dem
Jmpfkalbe vorgenommen wird, von deſſen mit Beulen bedeckter
Haut aller Schmutz und Eiter abgekratzt wird, um dann als
„Schutz“ mittel verwendet zu werden. Man leſe die Unter-
ſuchungen der Dr. med. Landmann und von Nießen, aus denen
hervorgeht, daß dieſer Schutzſchmutz mit zahlloſen, höchſt ge
fährlichen Mikroben erfüllt iſt; man erwäge, daß es unmöglich
iſt, nachzuweiſen, daß in dem Jmpftiere eine Krankheit nicht
latent vorhanden ſei; man wiſſe, daß die Lymph-Gewinnungs-
anſtalten jede Gewähr dafür ablehnen, daß die Lymphe nicht
ſchaden könne, desgleichen die Jmpfärzte und dann wird
man den Ausdruck „denkbar ſicherſte Gewähr“ richtig ein-
ſchätzen, als eine Behauptung ohne zureichenden Grund die
„in ſchärfſter Weiſe zurückgewieſen werden muß“. Ueber das
Vertuſchungsſyſtem, das ja auch hier ſtark geübt wird, heißt es
dann weiter: „Aber in betreff der Jmpfſchäden heißt es:
„favete linguis“, haltet den Mund! „Warum ſollen wir dem
Publikum gegenüber von Jmpfgefahren ſprechen Alſo ſprach
Obermedizinalrat Prof. Dr. Eulenburg. „Es iſt dem prak-
tiſchen Arzte keineswegs zu verdenken, wenn er mit der Ver-
öffentlichung ſolcher Vorkommniſſe (jener zweifelloſen, entſetz
lichen Tatſachen), „die ihm ſelbſt höchſt unerwünſcht und pein
lich ſind und die das Publikum unnötig alarmieren würden,
ſehr ſparſam iſt.“ Alſo Sanitätsrat Dr. Fürſt. Und andere
in ähnlicher Weiſe.“

Die Jmpfgegner ſtellen demgemäß nur vier völlig verſtänd-
liche Forderungen auf:

1. Gründliche Neuunterſuchung der Jmpffrage, mit Zu-
ziehung der gleichen Anzahl von Jampfgegnern, entſpre-
chend dem ſchon 1896 gefaßten Beſchluſſe des Reichstags.

2. Achtung der Wiſſens- und Gewiſſensbedenken der Eltern
und der Jmpflinge ſelbſt (zweite Jmpfung der Schüler,
dritte der Rekruten).

3. Jm Falle der Ablehnung von 1 und 2: Entſchädigung
der durch die Jmpfung Geſchädigten.

4. Neue Faſſung des Jmpfgeſetzes vom Jahre 1874 zur
Vermeidung des Wirrwarrs der Rechtſprechung und zur
Feſtſtellung, daß damals ein Jmpfzwanggeſen nicht beab-
ſichtigt worden iſt.

Zur Klärung der Frage in rechtlich-politiſcher Beziehung
iſt es nicht ohne Belang zu wiſſen, daß Herr Kirchner be-
kannte, daß in England, der Schweiz u. a. Staaten das Feſt-
halten an dem Rechte der perſönlichen Freiheit des Einzelnen
den Ausſchlag zu der Maßnahme (der Anerkennung der Ge-
wiſſensbedenken) gegeben habe.

Eine wertvolle Erklärung! Alſo auf unſere unerſchöpfkiche
Geduld, auf unſere Knechtsſeligkeit bauen jene Herren. Die
„Notwendigkeit“, von der jene reden, ſieht das Volk aber nicht
mehr ein; es fordert ſein gutes Recht, nicht nur eine Ab-
ſchwächung, nein, die Aufhebung dieſes unheil-
vollen Geſetzes und ſeiner Auslegung. Wir ſind
es müde, uns mit ſo frivolen Worten abſpeiſen zu laſſen, wie
mit jenem: „Jm übrigen, m. H., es wird weitergeimpft.“ Unter
ſolchen Umſtänden iſt eine einwandfreie Prüfung der Ange-
legenheit in der Tat nur eine Forderung der Billigkeit.

Aus den Hachbarkreiſen.
Zur Agitation in unſeren ländlichen Wahlkreiſen.

Ein Genoſſe aus dem Wahlkreis Wittenberg-Schweinitz ſchreibt
uns über die Wahlagitation auf dem Lande folgendes:

Der ſtärkſte Vorſtoß gegen die Konſervativen muß
bei der nächſten Reichstagswahl von den Land-
bewohnern erfolgen.

Wer auf dem Lande erfolgreich agitieren will, muß auch die
ländlichen Verhältniſſe einigermaßen kennen. Betrachten wir uns
einmal die Bevölkerung, von der wir erwarten, daß ſie bei der
nächſten Willenskundgebung dem Junker die Freundſchaft kündigt.
Da iſt zuerſt der Landproletarier. Von Kind auf für den
„gnädigen Herrn“ Rittergutsbeſitzer oder Amtsrat ſchuftend, kommt
er ſelten zur Erkennung ſeines eigenen Jchs. Von früh bis ſpät
abends auf dem Felde des Gutsherrn, Sonntags auf ſeinem kleinen
Stückchen Pachtland, ſo arbeitet er im Schweiße ſeines Angeſichts
für ein paar Pfennige. Denn mehr iſt es nicht, was er als Ent-
gelt für ſeine Arbeitskraft erhält. Jn der ſchlechten Jahreszeit,
wenn die Feldarbeiten vorbei ſind, muß er froh ſein, wenn ihn
der Gutsherr in der Branntweinbrennerei beſchäftigt. Das Korn,
das er geſät und abgeerntet hat, muß er nun zu flüſſigem Gift
verwandeln, um damit ſeinen Körper zu ruinieren, um ſeinen Geiſt
zu töten, ihn zu zwingen, nicht an die elende Rolle zu denken
welche er als Arbeitstier ſeines Brotherrn ſpielt. Das Korn, das
für ihn und ſeine Familie das Brot abgeben ſoll, wird ihm vom
Gutsherrn als ein flüſſiges Produkt gegen ſchweres Geld ver-
abreicht. Er ſelbſt, der Landprolet, lebt äußerſt bedürfnislos.
Wenn er Glück hat, kann er ſich etwas Vieh halten, zu deſſen
Fütterung aber oft das Futter geſtohlen werden muß, weil ja
auf ſeinem Pachtäckerchen doch nur Kartoffeln wachſen. Kartoffeln
für ſich und ſeine Familie aber nicht für ſein Vieh. Kommt nun
aber Krankheit ins Haus, dann iſt es mit ſeinem Glück bald vorbei.
Die Gemeindekrankenkaſſe gibt blutwenig Unterſtützung. Er greift,
um Leben zu können, zum Beſten ſeines Beſitzes; verkauft ſein
Vieh und hofft, dadurch ſich finanziell etwas zu erholen. Gewöhnlich
vermehren ſich trotzdem ſeine Schulden, nun verpfändet er oft ſeine

Arbeitskraft für mehrere Jahre an ſeinen Gutsherrn, um nur das
notdürftigſte zum Leben zu erhalten. Und wie er, ſo ſeine Familie,
ſo ſeine Mitarbeiter.

So minderwertig ſeine leibliche Nahrung, ſo auch die geiſtige.
Höchſtens lieſt er das Gemeindekirchenblatt oder er bezahlt es
wenigſtens und vielleicht noch das Amtsblatt. Etwas anderes
kennt er nicht. Die Politik macht für ihn ſein Gutsherr. Dieſer
kommandiert ihn zur Wahl, wie er will.

Oft droht der Gutsherr mit den Polen. „Die arbeiten mehr
wie ihr! Wem's nicht gefällt kann gehen!“ Und der Landarbeiter
beneidet den Ziegeleiarbeiter, der vielleicht mit ihm zuſammen
wählt. Dieſer iſt ſchon etwas freier geſinnt, iſt er doch nicht ſo
an die Scholle gebunden, und nicht im Beſitze eines „Deputats“.
Er weiß zwar, daß es im Winter für ihn nichts zu tun gibt, da
muß er ſich eine andere Fronſtelle ſuchen, und doch ſchätzt er ſich
glücklicher als der Gutsknecht, der auf die Gnade ſeines „Deputats-
herrn“ angewieſen iſt.

Noch eine andere Kategorie gibt es auf dem Lande. Nicht der
Prolet, der ſich für den „Herrn“ ſchindet, ſondern der für ſich
arbeitet, der mit geborgter Saat ſeinen Acker beſtellt und bei
Fehlſchlagen ſeiner Pläne zum Tagelöhner wird der Klein-
bau'er. Er iſt vielfach im Beſitze von Kuh und Pferd und
beſtellt damit ſein Feld, doch ſteht bei ihm bei Mißernten alles
auf dem Spiel. Sein Leben iſt etwas anders. Er leiſtet ſich hier
und da etwas, was man „dörflichen Luxus“ nennt, lieſt ſelbſt
verſtändlich ſein Kirchen- und ſein Amtsblatt, und iſt oft etwas
verbiſſen auf den Dorfgewaltigen. Solcher Kleinbauer lieſt viel
leicht das „Jntelligenzblatt“ des nächſten Städtchens, ſpricht auch
von Politik und gibt gelegentlich einen freiſinnigen oder nationar
liberalen Stimmzettel ab. Das iſt aber alles.

Dieſe beiden Kategorien Landproletarier ſollen nun bei der
nächſten Wahl dem Junker ein Paroli bieten. Dazu iſt ein großes
Stück Arbeit der Sozialdemokratie nötig. Unermüdliche Ausdauer
zur Agitation iſt erforderlich, um Breſche zu legen in dieſen feſten
Grenzwall der Junker.

Wie ſetzt nun die ſozialdemokratiſche Agitation ein? Wie können
wir dieſe beiden Kategorien von Landbewohnern zu einer anderen
politiſchen Geſinnung bekehren

Unſere Genoſſen bringen im Herbſt alljährlich den Volkskalender
aufs Land. Bringen ihn in Tauſenden von Exemplaren unter
die Leute. Oefters im Jahre, und ſpeziell bei den Wahlen, werden
Hunderttauſende von Flugblättern verbreitet. Zu dieſer Agitation
ſind alle Genoſſen befähigt. Aber aus dem Kalender läßt ſich
der Bauer nicht allein belehren, und ein Flugblatt wird, wenn
ſchon geleſen, auch nicht immer richtig verſtanden. Es fehlt immer
noch die perſönliche Agitation. Dazu iſt nicht jeder Genoſſe
zu gebrauchen. Es iſt immer ein eigen Ding, als Jnduſtrie-
arbeiter mit Flugblättern und Kalendern auf dem Lande zu er
ſcheinen, und wieviel ſchwieriger iſt es noch, perſönlich die Be
wohner zn überzeugen. Zur Landagitation melden ſich doch
hauptſächlich jüngere Genoſſen. Nun erſcheinen dieſe mit Flug
blättern im Dorfe. Eifrig wird Haus für Haus belegt. Dann
macht man im Wirtshaus Raſt, um, wenn möglich, mit den Dorf-
bewohnern ſprechen und ihnen auch unſere Jdeen erläutern zu
können. Dazu gehört nun viel Geſchick und ein ſofortiges Ein
leben in die örtlichen Verhältniſſe. Das iſt aber bei unſeren Ge
noſſen nicht immer möglich, weil ſie ja aus der Stadt, aus ganz
anderen Verhältniſſen kommen. Und um ſo ſchwerer iſt es, ſich
in Verhältniſſe hineinzudenken, die einem vollſtändig fremd ſind,
von denen man bisher ſehr wenig Ahnung hatte. Jn dieſen
Fällen wird es gewöhnlich mit der mündlichen Agitation nichts
und der junge Genoſſe iſt enttäuſcht. Er geht nicht mehr gern
aufs Land, bleibt lieber in der Stadt, wo er die Verhältniſſe
kennt, wo er weiß, daß die Arbeiter auch ſchon wiſſen, was die
Sozialdemokratie will.

Hat nun der ältere Genoſſe dagegen etwas mehr Erfolg, ſo iſt
dies auch noch nicht viel, weil ja die älteren Genoſſen, die auf
Landagitation gehen, nicht ſo zahlreich ſind. Aber trotz alledem,
das Werk muß fortſchreiten. Und iſt erſt einmal der Anfang ge
macht, iſt erſt der Grund gelegt in den Köpfen der Landprole
tarier, dann ringt ſich auch ſchon die beſſere Erkenntnis durch,
aber das muß von uns unterſtützt werden, durch Verbreitung
von Flugblättern, Kalendern und Hausagitation. Sehr
weſentlich wird eine Hausagitation gefördert, wenn gleichzeitig die
ſozialdemokratiſche Preſſe mitverbreitet wird. Und hier liegt der
ſchwierige Punkt. Nimmt der Landbewohner auch gern Flug-
blätter und ſonſtige Schriften, ſo iſt er zum Halten eines ſozial-
demokratiſchen Organs doch ſchwer oder gar nicht zu bewegen.
Man hört die verſchiedenſten Ausreden: „Jm Sommer habe ich
keine Zeit zum Leſen, im Winter kein Geld“. Das iſt auch leicht
verſtändlich.

Am empfänglichſten iſt der Landarbeiter in der jetzigen Zeit.
Dies bewirkt ſchon die Ausſicht auf die reiche Arbeitsgelegenheit
im Frühjahr und Sommer. Dann bevölkern ſich langſam die
Ziegeleien; er hört dort manches von den Arbeitern, die im
Winter fort waren, ſpricht mit ihnen über Dinge, an die er in
ſeinem Winterſchlafe nicht gedacht hat. Dieſe Zeit darf nicht ver
ſäumt werden. Jſt der Landproletarier zum Halten eines täg-
lichen ſozialdemokratiſchen Blattes nicht zu bewegen, dann muß
ihm auf andere Art und Weiſe die ſozialdemokratiſche Lektüre zu
geführt werden. Dieſes geſchieht am beſten, wenn wir in gewiſſen
Zeiträumen ihm ein Blatt zuſtellen, das ausſchließlich auf
ſeine Verhältniſſe zugeſchnitten iſt, in dem ſich ſein ganzes Leben
widerſpiegelt, und das iſt nur möglich durch die Schaffung
eines monatlich erſcheinenden Blattes für die Land
arbeiter und Kleinbauern. Schluß folgt.)

Muhlberg. Standesſchule ſtatt Einheitsſchule. Seit
längerer Zeit bemühte man ſich hier, der Volksſchule eine höhere
Privatſchule anzugliedern, um den Kindern bemittelter Eltern eine
beſſere Schulbildung zu ermöglichen. Dieſer Plan wurde von der
Regierung verſtändigerweiſe nicht genehmigt. Nun hat der Schul
vorſtand beſchloſſen, von Oſtern ab eine Abteilung mit gehobenen
Klaſſen der Volksſchule anzugliedern. Vorausſichtlich ſoll das
Schulgeld für jedes Kind und Jahr 80 Mk. betragen. Eintreten
in dieſe Klaſſen können Knaben und Mädchen, welche mindeſtens
vier Jahre die Volksſchule beſucht haben und das nötige Geld
bezahlen können. Und das nennt man einen „Beſchluß von höchſter
Wichtigkeit', wenn man die Kinder armer Leute von dieſer Ab
teilung fernhält, r L Beſitzenden ihre Kinder höheren
Bildungsanſtalten zuführen können.Jn der letzten Stadtverordnetenſitzung wurden 600 Mk. aus
Sparkaſſenüberſchüſſen zu dieſen Zwecken bewilligt. Die Volks
ſchule verliert immer mehr ihren Charakter als wahre Volksſchule,
und der Gegenſatz zwiſchen reich und arm tritt immer klarer und
deutlicher in Erſcheinung. Um der Volksſchule aber auch entgegen
zukommen, wird die 12. Lehrerſtelle durch eine Lehrerin beſetzt.
Doch ändert das nichts an der Tatſache, daß der Unterrichtsſtoff
der Volksſchulen den Beſitzenden nicht genügt, für Arbeiterkinder
jedoch gut genug iſt.

W
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Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Otto
Niebuhr, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gott l.
Kasparek, ſämtlich in Halle.

Die heutige Nummer umfaßt 10 Seiten,
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Duroktor a. Becitaege: Paal Bl gen.

In in i am rinnen n
Der Schreckliche, umbestegte Türke, Chumnpfen

un Scheinwerker Achmed Maccoron

un das Kolossal-Progrumm. letzte 2 Tee

Nur noch hurze Zeit
dauert

Zerndorffs TotalAusverkauf
zu den Spottpreiſen.

Sie kaufen ſehr vorteilhaft:

Kleiderstoffe, Drucks, BlSchürzen, Strümpfe
Röckoe, Maero

Krauen, 4fach Leinen, 3 Stuek 75 Pfg.

Achtungl
Hervorragend hlllges Angebot!!!

Aus Wohn 1 Spelsezimmer
preiswortes

in amerik. Nussbaum modern geschnitzt,
1 nussb. baffet mit Verglasung Mk. 1950.

1 Z2yv erzugtisch 40.1 Umbau mit grossem Spiegel, 75.
1 Moquette-Diwan 90.6 Rohrlehnstühle à 7.50 v 45.
1 „GServiertisch „13.Summa Mk. F.
Modernes Schlafzimmer

in t. Satin. Nussbaum imit.
2 moderne Bettstellen 190590 Mk. GG.
2 Staubfeindpolster- Matratzen 64.
1 Schrank mit Hutboden u. Stange 50.
1 Waschtisch mit Marmorplatte G.
2 Nachtspinde, geschlossen 40.
1 Spiegel

2 Stühle 12.1 Handtuchständer S.Summa Mk. z55

t moderne Küche
blangrau mit Strichen abgesetzt Mk. z

Reiche Auswahl in Speizimmern in Eiche, Satons und
Schlafzimmern, alles grundsolide Arbeiten bei billigsten

Preisen. Musterbuch gratis.

Gebr. Kroppenstadtt, Je

ovale blaue,

Sant Kartoffeln.
blaue Nieren, Panlſens Jnli-Nieren, Richters

Vor-der-Front, blane Rieſen Up-to-tates, Welkersdorfer,
Woldmann, Weltwunder und diverſe andere Sorten unſortierte
weiße runde, waggonweiſe auch einzeln, offeriert billigſt

Paul Otto, Halle a S.,
Springwürmer, auch As-
kariden genannt, werdenn auch in hartnäckigen Fäl
len beſeitigt durch das

ezifiſch wirkende neue
Andenwurm mittel

„Antiwurm*. Mit genauer Anweiſ. 1,20 bei Einſ. von 1,40 .A franko
Bectandt. Derana, Orenatexer, 10,0, Rntölt Cioae rer 5,0 Aromat. V in wvee 0.0

Laboratorium Leo Dresden 3. Depots in Halle a. S. el Apotheke,mrsen-Aporveſco, ar wen- Apoth.

Prima deutſcher

Speck
Hochfeiner Alpen-

M lLimburger

n

n

J

45 Pf
Pfund

fette, ſpeckige Ware.

II Krause
12 Filialen.

Maminium Schmortöpfe,
hervorragond billig.

C. RitterLeipzigerstrasse 90.
äumfuhren jeder Art beſ. bill.
Alb. Ackermann, Mühlbera 10.

on RolsteinerKa Se länder
2 10 Pfd. Probe- peeen M. 3.40

z Rahnsendungen Pfd. 0.32
Gerh. J. Voigt, Kiel.
r EIIILIIIIIIIII 4 2

e mer 25rl ie

ezogen!
Spetiell nervösen Patienten

zu empfehlen.

fatt ginret r lahmiehen

mit Kautschukplatto unbe-
rwchnet, unter Garantie für
guten Sitz und Brauchbarkoit.

Spoezialitt:
Gaumenloser Zahn Frsatz,
Kronen- u. Brückenarbekten.

Reform Zahn Praxuis,

Carl Rudolph,
Abteilung Halle,

48 Stein weg 48.
Deutschlands grösstes zahn-
technisches UVUnternehmen.

20 Filialen in Deutschland.

III
Als besten EKrsatz für Naturbutter empfehlen

Wir die allgemein beliebt gewordene

IEEM Ià Pfund 86 Pfg.

buntelus Papler,
zum Bekleben der Pensterscheiben.

C. F. Ritter
Leipzigerstrasse 90.

Settstehe mit Matratze
zu verkaufen

Fahrräder,
ge Goetheſtr. 4, IV r.J fahren, aber tadellos, eW mit und ohne Freilauf

verkauft f. 45, 50, 60, 80 Mk.
herm. Kchiudler, g! nene

Knalkkano.3
von 90 Pfg. pr. Pfd. bis Mk. 2.50

empfiehlt

len
Platin Zahngebisse,

Gold, Altertümertanft üollard, Zapfenſtraße 18

„Seit Jahren litt ich an quälender

Sohlafios-
igkeit, meine Nerven u. mein Körper
waren ſo herunter, daß ich oft der
Verzweiflung nahe war. Jch konnte
weder arbeiten, noch eſſen, mein Zu
ſtand war erbarmun swürdig. Auf
ärzti. Rat trank ich Altbuchhorſter
Mark-Sprudel Starkquelle (Jod
Eiſen Mangan Kochfalzquelle).
Schon nach wenig. Fl. kam der heiß-
ſehnte Schlaf wieder. Jch trinke
Mark-Sprudel ſeit 4 Mon., habeſeit lang. wieder glänzend. Äppetit
und fühle mich ſo geſund friſch
und froh, wie nie zuvor. M.
Aerztl. warm empfohl. Fl. 95 f.

u haben bei: Wilhelm Hoefer,
Gelſtſtr. 52-60 en gros in der ßahn-
hofs- u. Löwen Apothoke; bei
Herm. P .hl, L. Wuchererſtr. 75;Hugo Schatze, Bernburgerſtr. 32;

H. Stitz Nchf., Gr. Steinſtr. 33;Max Rädler, Ranniſcheſtraße 3;

R rin igerſtr. 63;Lruno Her hold, teinſtr. 48.

Arbeitsmarkt

an allen Orten
gesueht für Vertrieb etffektv.

grossartigen Neuheit

2.50 MK. Artikel (Neu)
t. ouis Donmer, Barmen
Fahrſraon von Partei-Ansichten.

Auch als Nebenbeschäf-
tigung sehr lonhend.

Gämrende Anerkennungsschreiben.

Kleines Anlagekapital erforderlich.

«üchüige Schlossern. meler

für Bangerhau
geſ. bei dauernder, lohnender

Beſchäftigung.

C I v V20 Farben
werden fringeſtellt. Zu meldenre mittag Vennemannſche

wi ſerein, r
Iichtige Sch e ornsè er

Gr. Märkerſtr.
ſücht

Eegonöber d Glauchaer Kirehe-

jeder Art, neu und Anſtricken, ſo
wie neue Strümpfe und Socken
empfiehlt Winkterstein,
Oleariusſtr. 9, Gutjahrbrunnen.

Pa. Harzer Käse
pro Kiſte (100 St. 2,80 Mk. ſwank
per Nachnahme empfiehltDanpyiwoir Rorerits

Kopfungeriefer

mit Brut beseitigt am schnell-
sten LAUS N. Preis 50 Pf.
Sehmen Sie nur echt Lausin,
In Halle: Otto Kramer,

kertlee Betten
in allen Preislagen.

Unter- oder Decokhett
15.00. 11.00. 9.00. G. 75 Mk.
Ad. NMandelſk, Aer Hart

Halthare Sehultornister,
sehr preiswert.

C. F. RitterLeipzigerst rasse 99.
Wohnungs- anzeigen

Nödſfert. Immer ort zu verm.
apfenstr. t8.

Wasenhgetassse

Morgen u. jeden Dienstage Schlachtefeſt.
Joh. Fisehor,

Gr. Goſenftr. 39.
Jeden Dienstag

Sehlachtefest,
O. OGrabaum,

Mansfelderſtraße Nr. 3.

Dienstag
Schlachtefe ſt.

Wilh. Nogol,
B. Glauchaerſtraße 23.

U Morgen W
Schlachtefest,
Cart Schade,
Krauſenſtraße 15.

Sehr g. erhalt. MSinderwagen
umzugshalber bill. zu verkaufen
Osendorf, Hauptstrasse No. 6.
Kinderwagen, gut erh., zu verk

Radewell, Hauptſtr. 39 Ur

fahrrad, 50 Mk.
zu verkaufen Harz 35, I r.

dauerh. billigſt. Mit en Sp.V.
Klauszandoer, ſtraße 12.

Anſichts Poſtkarten empfiehlt

Volks-Buchhandlung.

Keine Ratte! Keine Maus!
bleibt leben. Legen Sie Acherien aus.
Wirkung reppant; à 50 und 100 Pfg.
Nur in der Drogerie v. Otto Kramer,
gegenüb. d. Glauchaischen Kirche.

Der en u Madh
von Karl Kautskh.

Preis 50 Pfennig
Zu beziehen durch alle Austräger
u. die Volksbuchhanälung

Harz 42/43.

n

Neue Ausgabe

Baupolizei- S
S Verordnung

für das platte Land
des Regierungsbezirks Hervehurg.

Vom 5. Dezember 1910.
Preis 60 Pfg. Porto 5 Pfg.

ſu beziehen durch die
ſo Axbuchdandlung Halle a.

Harz 42/43.
m

M.Verhältniſſehalb. 2 Bettſtell. m.
ſof. ſpottb. z. vk. Lindenſtr 74 p

Dankſagung.
Zurückgekehrt vom Grabe

meiner lieben Frau, unſerer
lieben Groß- und Schwieger-
mutter, ſagen wir allen denen,
die ihren Sarg ſo reich mit
Blumen ſchmückten und ſie zur
letzten Ruhe geleiteten, ſowie
meinen Arbeitskollegen für
ihre werte Anteilnahme unſeren
herzlichſten Dank.

Wilhelm Weihmann
und Kinder.

u. Seeburg).

Krumme

Apollo -Tueaten.

Direktion Oustav Poller.

Sohliusskämpfe
Jeder Kampf dis zur

Entſcheidung.

e 22 äunDeytſchland 5 Se
aradanoAuſtralien gegen Publgnd

Rankin
Schottland Segen
Apollon

Frankreich
Jacksonegen S merika.

Stadithenter Halle.

Direktion Geh. Holrat M Richards.
Fernruf 1181.

Dienstag den 14. März:177. Vorſtellung i. Ab. 1. Skertel.

Cin Sommernachtstraum.

Luſpiel mit Geſang und Tanz
in 3 Akten von Shakeſpeare.

Muſik v. Mendelsſohn-Bartholdy.
Kaſſenöffn. 7 Uhr. Anfſ. 714 Uhr.

Ende 10 Uhr.
Mittwoch den 15. März

178. Vorſtellung i. Ab. 2. Viertel.
kinriges bastpte! d. Ryl. Sachen

Kammerväpgerin Margarete Slems

von der Dresdner Hofoper.

la Traviata (Violetta).
Over in vier Akten von G. Verdi.

Slandesantliche Nachtichten

Halle-Süd (Steinweg 2). 11. März.
Aufgeboten: Eiſendreher Pallas

und Berta Schaaf (Jakobſtr. 44
und Martinsberg 13). Monteur
Hoffmann und Luiſe Hahnemann
(Zenkerſtr. 3). Arbeiter Bergerund Margarete Maurer (Rats-werder 8 und Schritte 8).
Schloſſer Gottſchalk und Gertrud
Gareis (Büſchdorf u. Bernhardſtraße 39). Zimmermann Leh-

mann und Emma Holzvweißig
Gollma und Delitzſcherſtraße 11).
Heizer Roſenburg uud Auguſte
Röſer (Königſtr. 45 u. Leipziger-
ſtraße 56). Lohnkellner Reuter
und Emma See (Spitze 13

ngenieur Scheffel
und Charlotte Lönnig (Süd
ſtraße 53 und Freinfſelder-ſtraße 82/83). Architekt Schmeil

und F. Täſchner (Halle a. S. und
Finſterwalde). Fleiſcher Runkel
und F. Angermann u

nVerſicherungsbeamter Döge u
K. Klenner (Schöneberg).

Eheſchließungen: Maurer
und Marie Himpel

(Trothaerſtr. 5 u. Alter Markt 27).
Fleiſch er Hoffma un und Charlotte

uff Krükenbergſtw 11). Bäcker
Winzer u. Anna Schwarze (Mar-
tinſtraße 22 und Torſtraße 62).
Packer Wölfer und Emma Bach-
mann (Spitze 5 und Amsdorß.
Friſeur Kluge u Helene Sandan
(Frieſenſtraße 6).

e re W Kitze(Herbartſtraße 2). Arbeiterdä T. (Zwingerſtraße 298).
Segen Krwatmanne Bel

ling Ehefr. Roſalie geb. Knauth,56 (Annenſtr. 2) Hofmeiſters
Kih aus Gröbitz Ehefrau Lina

geb. Hallbauer, J. Klinih).Johanne Einicke, Jakob-wraße 19). Schdecket öfler,

e Sandberg 9). Arbeit.
Ehefr. Hedwig geb. Häsler,J Echloſſerſtraße 16).

Lele, Nord r nnenſti 3a)
Anſgeboten: R. nrer Thor

mann und Anna Lange (Lettin
und Gut Gimritz). Ziegelei-
arbeiter Geiersbach und Berta
Ellinger (Saalwerderſtraße 10
und Reilſtraße 27 d. et eant
Erbe und Martha Groß (Reil-
ſtraße 128 und e 72).

Eheſchließungen Stellmacher
Arnold und Anna Cronjſeyer
(Wilhelmſtraße 4). Buchbinder
Niſtler und Anna Kluge (Adolf-
ſtraße 7 und Triftſtraße 4).

Geboren: Arbeiter Stengel S.
(Wittekindſtr. 25). Arbeiter Wie-
bach T. (Burgſtr. 12). Steinſetzer
Paarſch S. Triftſtr. 9).

Geſtorben Malermſtr. Salzer,

44 J. r 69). rbeiters Rößler Sohn, 7 Hronale

(Trothaerſtr. 78). Witwe Löſcher,
geb. Rupilius, 78 J.

ilhelmſtr. 43). Geſchirrführers
Franke T., 2 Mon. (Gut Gimritz).

in ihrem 30. Lebensjahre.

Jm tiefem Schmerze

Sonntag abend entſchlief ſanft, nach langem, ſchwerem Leiden,
meine inniggeliebte Frau, unſere treuſorgende Mutter, Frau

Knna KGräfe geb. Zruckhardt

Ernst Cräte un hin. Frl Bruchnarat

Halle a. S., Leſſingſtraße Nr. 11, 13. März.Die Beerdigung findet Mittwoch nachmittags 4 Uhr von

der Leichenhalle des Nord Friedhofes aus ſtatt.

F Für die Inſernte verantwortlich: Rob. Jlaner. Druck der Halleſch. Genoſſenſch.Buchdrud. (E. G. m. b. H.) Verleger vorm. Aug. Groß, jetzt A. Jähnig. Sämil. i. Halle a. S.
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Beilage zum Volksblatt.
r. 62 Halle a. S., Dienstag den 14. März 1911 22. Jahrg.

Die Rechtsräuberei.
Die Selbſtverwaltung der Krankenkaſſen wird

vernichtet!
Bei den Verhandlungen in der Reichstagskommiſſion für die

Verſicherungsordnung traten in der erſten Leſung nur die
HKonſervativen und Nationalliberalen für die
Regierungsvorlage (Vernichtung der Arbeiterrechte in den
Krankenkaſſen) ein. Deſſen hat man ſich um ſo mehr zu er
innern, als ſich nun kurz vor Abſchluß der Verhandlungen in
der Kommiſſion plötzlich Freiſinnige Volkspartei
und Zentrum mit den Konſervativen und Nationalliberalen
zu dem tückiſchen Schlage vereinigten, der

das Selbſtverwaltungsrecht der Arbeiter aufhebt.
Bemerkenswert für die Stellung des Zentrums gegen frühere

Erklärungen maßgebender Perſonen iſt eine Aeußerung des
Abg. Giesberts auf dem Zentrumsparteitage am 18. Oktober
1908 in Neuß. Giesberts wies auf die Gefahr hin, die mit der
ſeelzm der Arbeiterverſicherung verknüpft ſei und fuhr dann
crt:

Man ſtrebe dahin, bei den Krankenkaſſen die Zweidrittel-
mehrheit der Arbeiter zu beſeitigen und zu beſtimmen, daß
die Arbeiter zwar nur die Hälfte der Koſten tragen, dafür
aber auch den Vorſtand nur zur Hälfte beſetzen ſollen. Die
Kaſſenvorſteher ſollen nicht mehr gewählt, ſondern von den
Gemeinden angeſtellt werden wir erhalten danach alſo kom
munale Krankenkaſſen. Eine ſolche Bureaukratiſierung der
Krankenkaſſen könne man nicht wünſchen. Die Regierung
ſage, man wolle es der Sozialdemokratie unmöglich machen,
die Kaſſen parteipolitiſch auszunutzen. Hier und da möge
ein ſolcher Mißbrauch ſtattgefunden haben, aber die Gerech-
tigkeit erfordere es, anzuerkennen, daß die von Sozialdemo-
kraten verwalteten Kaſſen in ihren Leiſtungen nicht zurück
ſtehen gegen andere Krankenkaſſen. Einer Ausnutzung zu
parteipolitiſchen Zwecken würde ein wirkſamer Riegel vor-
geſchoben werden, wenn für die Vertreterwahl die Ver-
hältniswahl feſtgeſtellt würde. Dann würde es einer
Rückwärtsrevidierung der Verſicherungsgeſetze nicht be-
dürfen. Die Arbeiter legen Wert darauf, daß ihnen von den
gewährten Rechten nichts genommen wird.

Entgegen dieſer Erklärung bekehrte ſich in den letzten
Sitzungen der Kommiſſion Herr Becker, ein Arbeiterſekretär
der chriſtlichen Gewerkſchaften, zu der konſervativen Auffaſſung,
der Einfluß der Arbeiter, beſonders bei der Wahl der Ange-
ſtellten, müſſe möglichſt zurück gedrängt werden. Der
Vertreter des Zentrums legte größeren Wert darauf, die eigent
liche Ausübung der Verwaltungsgeſchäfte in die Hände von
Perſonen zu legen, die nur mit Zuſtimmung der Unter-
nehmer gewählt werden dürfen. Mit dieſer Aenderung hatte
man den gleichen Zweck erreicht, den die Vorlage beabſichtigte,
nur war von dieſen „Arbeitervertretern“ des Zentrums den
Unternehmern die höhere Beitragsleiſtung erſpart worden, die
die Regierungsvorlage wollte. Ohne irgend welche Kompen-
ſation ſchaltete man die Arbeiter faſt gänzlich aus der Verwal-
tung aus! Aber nicht nur bei der Wahl der Beamten wurde
der Einfluß der Arbeiter ausgeſchaltet, auch bei Aenderungen
des Statuts ſoll nach den Kommiſſionsbeſchlüſſen ein überein-
ſtimmendes Votum der Unternehmer und Arbeiter notwendig
ſein. Nachdem dieſer verräteriſche Streich gegen die Arbeiter
vom Zentrum unternommen war, entdeckte auch der Vertreter
der Freiſinnigen Volkspartei, Herr Dr. Mugdan,
wieder ſeine Liebe zu den Kaſſenverwaltungen und ſchloß ſich
dem ſchwarzblauen Block und den Nationalliberalen zu gemein
ſamer Aktion gegen die Kaſſenverwaltungen an.

Ehrlicher als dieſe zweifelhaften Volksfreunde erklärten ſchon
die konſervativen Redner, daß es für ſie mehr eine poli-
tiſche Frage ſei, daß die Krankenkaſſenverwaltung den
Händen der Arbeiter entriſſen werde. Es ſei, führte ein konſer-
vativer Redner aus, eine eigenartige Sache, daß die Verwal-
tung einer Korporation, die mit öffentlich rechtlichen Beſug-
niſſen ausgeſtattet ſei, ſich in den Händen von So zialdemo-
kraten befinde, und von den Vertretern der Regierung wurde
ganz offen bemerkt, es ſei ein unleidlicher Zuſtand, daß bei-
ſpielsweiſe an der Spitze einer ſo großen Kaſſe, wie der Leip-
ziger Ortskrankenkaſſe, ein bekannter Sozialdemokrat (Pollen-
der) ſtehe. Das ſind die Gründe, die die Konſervativen offen
darlegten, die Liberalen aber in kluger Vorſicht für ſich
behielten, um die Arbeiter hinterliſtig zu entrechten.
Wie die Gründe aber auch waren: in der Sache ſtellte ſich die
Kommiſſionsmehrheit auf den Standpunkt der preußiſchen
Herrſchaft: Sozialdemokraten dürfen keine einflußreiche Stel-
lung in der Verwaltung öffentlicher Korporationen einnehmen,
Sozialoemokraten ſind minderen Rechts.

Sehr intereſſant geſtaltete ſich auch die weitere Diskuſſion
inſofern, als Graf Weſtarp im einzelnen darlegte, daß das
Urteil in der Sache des Bürgermeiſters Schücking im weſent-
lichen die Grundſätze feſtlege, die künftig auch für eine Ent-
laſſung der Krankenkaſſenangeſtellten maßgebend ſeien. Ob-
wohl nun die Freiſinnige Volkspartei in der Preſſe und im
Parlament gerade dieſes Urteil wiederholt einer herben Kritik
unterzogen hat, blieben die Vertreter dieſer Partei in der
Reichstagskommiſſion bei dieſer Ankündigung ſtumm, obgleich
ihnen die Schlußfolgerung des konſervativen Redners von
ſozialdemokratiſcher Seite noch einmal vorgehalten wurde. Es
beſtätigt ſich auch hier die Erfahrung, daß die Maßnahmen, die
den Herren von der „Fortſchrittlichen“ Volkspartei unange
nehm ſind, dann keinen Anlaß zur Abwehr geben, wenn ſie der

Sozialdemokratie gelten.
Noch einen Schritt weiter ging der Fortſchritt mit dem

ſchwarzblauen Block, indem auch der Vorſchlag ſeine Zuſtim-
mung fänd, das künftig Beamte lebenslänglich mit den Befug
niſſen eines Staatsbeamten in den Krankenkaſſen angeſtellt
werden können. Das ſind die Vertreter einer Partei, die ſich
wiederholt beklagen, daß in der ſtädtiſchen Verwaltung die Auf
ſichtsbehörde im Dienſte konſervativer Einflüſſe ſtehe. Die
Herren haben kein Bedenken, die Arbeiterverſicherung der
gleichen Bevormundung zu unterſtellen.

Damit aber nicht genug in der Benachteiligung der Arbeiter.
Leichten Herzens opferte das Zentrum für die Land-
ärbeiter überhaupt jede Anteilnahme undjeden Einfluß an der Verwaltung der

Krankenkaſſen. Den Großgrundbeſitzern zuliebe ver
ſtändigte man ſich dahin, ihnen zu geſtatten, eine eigene Be
triebskrankenkaſſe zu gründen, wenn ſie auch nur kurze Zeit
mindeſtens 50 Arbeiter beſchäftigen, eine Maßnahme, die dazu
führen wird, daß die Landkrankenkaſſen von den kleinen
Grundbeſitzern erhalten werden müſſen, während die großen,
die zahlungsfähigen, bei der Beitragsleiſtung ausſchalten.
Weiter wurde ihnen die Vergünſtigung zuteil, daß Ausländer,
die erkranken und in die Heimat abgeſchoben werden, mit einer
einmaligen Entſchädigung abgefunden werden können. Dieſe
Entſchädigungen werden wohl in der Regel ſo bemeſſen ſein,
daß ſie nicht allzu groß und nicht zum Schaden des Großgrund-
beſitzers ausfallen.

Vergleicht man mit dieſem Schlage gegen die Selbſtverwal
tung der Krankenkaſſen die Stellung der bürgerlichen Parteien
zu den Berufsgenoſſenſchaften, ſo erſcheint ihre Hal-
tung noch ſkandalöſer. Jeder Verſuch, an der Selbſtverwaltung
der Verufsgenoſſenſchaften eine Aenderung vorzunehmen, ſtieß
auf den nahezu einſtimmigen Widerſpruch der bürgerlichen
Parteien. Die Abſicht des erſten Entwurfs, bei der Unfall-
unterſuchung und Feſtſetzung der erſten Renten die Ar-
beiter mit teilnehmen zu laſſen, wurde abgelehnt, weil
die Berufsgenoſſenſchaften „nicht wünſchten“, daß die Arbeiter
zugezogen würden. Selbſt die Beſtimmung, daß bei der
Ueberwachung der Unfallverhütungsvorſchriften Arbeiter
mitwirken, mußte fallen, weil die Berufsgenoſſenſchaften darin
einen „Eingriff in ihre Selbſtverwaltung“ ſahen. Die Unfall-
verhütung iſt aber eines der wichtigſten Kapitel der Ar-
beiterverſicherung, die dringend die Mitwirkung der Arbeiter
erfordert hätte. Eine Anregung aus den Kreiſen des Zentrums,
wenigſtens einen Arbeiter als Staffage mit in den Vorſtand
der Berufsgenoſſenſchaft hineinzunehmen, verſchwand ſofort,
als von der Regierung erklärt wurde, daß man den Berufs-
genoſſenſchaften eine „ſolche Zumutung“ nicht ſtellen könnte.

Schon die Gegenüberſtellung dieſer Beſchlüſſe ergibt brutal
einſeitige Art, in der die Kommiſſion die Jntereſſen der Unter-
nehmer gegen die der Arbeiter vertrat. So iſt der Abſchluß der
Verhandlung in der Kommiſſion ein gemeinſamer Vorſtoß der
bürgerlichen Parteien gegen die Arbeitervertretung in den
Krankenkaſſen, eine Verzichtleiſtung auf die „Mutter-
ſchaftsverſicherung und ein Aufgeben großer Re-
formen. Das „große“ Werk iſt ein Paragraphen-
gewirr, dem in der Kommiſſion keine Klarheit gegeben, ſon-
dern im Gegenteil manche Schwerfälligkeit angehängt wurde.
Wir ſind überzeugt: die Entrechtung der Arbeiter wird in der
geſamten Arbeiterſchaft die lebhafteſten Proteſte hervorrufen,
vor allem aber politiſche Klarheit in die Maſſen
tragen.

Gewerkſchaftliches.
Lohnbewegung der Maſchiniſten und Heizer in der Oderſchiffahrt.

Vom 4. bis 7. März fanden in Breslau, Fürſtenberg und
Stettin ſtark beſuchte Mitgliederverſammlungen der Maſchiniſten
und Heizer ſtatt, die Stellung nahmen zu dem Tarifvertrags-
entwurf für das Stromgebiet der Oder. Die Verſammlungen
beauftragten die Organiſationsleitung, ungeſäumt den Tarifvertrag
in der bekannt gegebenen Faſſung an die Unternehmer einzureichen.
Von einer Regelung der Arbeitszeit (Regelung der Nacht- und
Sonntapsruhe) iſt Abſtand genommen worden, weil dies bekannt-
lich demnächſt eine geſetzliche Regelung erfahren ſoll. Die Forde-
rungen beſtehen in der Hauptſache in einer zehnſtündigen Arbeitszeit
an den Häfen und Umſchlagplätzen ſowie in einer Lohnzulage von
10 Mk. pro Monat für Maſchiniſten und einen Mindeſtlohn von
110 Mk. pro Monat für Heizer, Bezahlung von Ueberſtunden uſw.

Die Verſammlungen ſtanden unter dem Zeichen ernſten Wollens
und feſter Entſchloſſenheit. 500 Maſchiniſten und Heizer, geſtützt
auf ihre gute Organiſation, ſind nun bereit, dieſen Lohntarif unter
allen Umſtänden zur Anerkennung zu bringen.

Tarifbewegung der Lithagraphen und Steindrucker in Vöhmen.
Die der tſchechiſchen und öſterreichiſchen Organiſation angehörigen

Steindrucker und Lithographen befinden ſich ſeit Ende v. J. im
Ausſtand. Jnzwiſchen unterhandelten die Unternehmer mit der
tſchechiſchen Gehilfenorganiſation und ſchloſſen mit dieſer einen
ſechsjährigen Tarif ab. Die Unterhandlung geſchah auf Wunſch
der Unternehmer ohne Hinzuziehung des öſterreichiſchen Senefelder-
Bundes. Spätere Unterhandlungen der Unternehmer mit dem
öſterreichiſchen Senefelder-Bund waren ergebnislos. Die Unter-
nehmer wollten den mit den tſchechiſchen Gehilfen abgeſchloſſenen
Tarif auch auf das deutſch-böhmiſche Gebiet geltend machen. Das
lehnten die Vertreter des öſterreichiſchen Senefelder-Bundes ent-
ſchieden ab. Der Kampf geht alſo weiter. Jn Gehilfenkreiſen
herrſcht wegen des Vorgehens der Tſchechen große Aufregung, zu-
mal die öſterreichiſche Organiſation ſich bereit erklärt hatte, die
tſchechiſchen Streikenden aus ihrer Organiſationskaſſe zu unterſtützen

Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.

Die Breslauer Holzarbeiter ſtreiken weiter; ſie
haben nach ſtundenlanger Debatte mit 1011 gegen 194 Stimmen
beſchloſſen, den Streik fortzuſetzen, obgleich der Zentralvorſtand
des Holzarbeiterverbandes alle Mittel zur Unterſtützung
der Streikenden verweigerte. Die nicht angeſtellten Mit-
glieder der örtlichen Verwaltung legten infolge dieſes Beſchluſſes
ihre Aemter nieder. Ausſtändig ſind rund 1200 Mann.
Bei den ſtreikenden Bildhauern hat ſich die Situation nicht ver-
ändert.

Der Jnduſtriearbeiter- Verband Solingen erklärte
wegen Maßregelung eines Arbeiters für ſämtliche Waffen-
arbeiter der Firma Weyersberg, Kirſchbaum Ko. den
Streik.
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Bewährte Kindernahrung.

in gelben Paketen mit dem bilde der Sohnitterin.

Jedes Paket enthält Gutschein
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Sozialpolitiſche Abrechnung.
Deutſcher Reichstag.

145. Sitzung. Sonnabend, den 11. März 1911, mittags 12 Uhr.

Zweite Beratung des

rats für das Keichsamt des Jnnern.
Die Beratung beginnt beim Titel Staatsfekretär.
Die Sozialdemokraten verlangen in einer Reſolution ein-

heitliche Regelung der Verhältniſſe der für die induſtriellen
Werke beſtehenden Penſionskaſſen, in einer anderen die Vor
legung eines Reichsberggeſetzes.

Zentrum und Konſervative wünſchen Ergänzung und Ver-
ſchärfung der Beſtimmungen über die Wanderlager, das Zen-
trum außerdem für die Einzelſtaaten die Möglichkeit, die Be
ſtimmungen über die Detailreiſenden und Hauſierer weit-
gehend einzuſchränken.

Weiter wünſcht das Zentrum die Schaffung einer Zentral-
ſtelle zur Förderung der Tarifverträge.Eine Reſolution, die von Mitgliedern aller Parteien unter-
zeichnet iſt, wünſcht, daß im Verein mit Oeſterreich eine
deutſche Einheitsſtenographie geſchaffen wird.

Abg. Dr. Piper (Zentr.) bittet um Beſchleunigung der Er-
wägungen über den vom Reichstag ſchon 1907 angenommenen
Antrag, der einen Geſetzentwurf über die Kartelle und Truſts
verlangt. Meine Freunde wollen dem Handwert helfen durch
Zuweiſung guter Arbeit; deshalb haben wir ſchon früher ver-
langt, daß dem Reichstag eine Nachweiſung über den Umfang
der vom Reich an Handwerker vergebenen Lieferungen vorge-
legt wird. Ebenſo wünſchen wir, daß mit Energie Ermitte
lungen über die Lage des kaufmänniſchen Mittelſtandes ange-
ſtellt werden. Die Gewerbeaufſſichtsbeamten ſollten das Recht
erhalten, in Einzelfällen Verfügungen zu treffen. Jm Jahre
1908 hat meine Fraktion einen Antrag auf Ausbau der Tarif-
verträge eingebracht. Der frühere Staatsſekretär v. Bethmann
Hollweg und auch der jetzige haben ſich ſympathiſch dazu aus-
geſprochen. Wir haben deshalb die Reſolution beantragt,
welche die Schaffung einer Zentralſtelle zur Förderung der
Tarifverträge wünſcht. Wir hoffen, daß das Reichsamt des
Jnnern energiſch die Führung in dieſer Angelegenheit über-
nimmt. (Bravo! im Zentr.) Jn bezug auf die Fortführung
der Sozialreform macht ſich in manchen einflußreichen Kreiſen
eine gewiſſe Ermüdung geltend. Aber dieſe Fortführung iſt
eine nationale Aufgabe, zu der die bisherigen Erfolge nur er-
mutigen können. (Beifall im Zentr.)

Abg. Pauli- Potsdam (konſ.): Die Ermüdung, von der
Nn Vorredner ſprach, iſt nicht verwunderlich; fie rührt von

em
ſchnellen Tempo unſerer Sozialpolitik

her, in der wir viel weiter gegangen ſind, als die kaiſerlichen
Erlaſſe einſt im Auge hatten. Dem Gedanken der Tarifver-
träge ſtehe ich ſympathiſch gegenüber; aber ihr Abſchluß wird
immer ſchwieriger, weil die Vertreter der Arbeiterorganiſa-
tionen wochen- und monatelang die Verhandlungen hinziehen

ſie werden ja für ihre Tätigkeit bezahlt und die Ar-
beitgeber die Laſt ſolcher Verhandlungen nicht auf ſich nehmen
können. Außerhalb Deutſchlands gibt es faſt gar keine So-
zialpolitik; aber auch wir dürfen den Bogen nicht überſpan-
nen, ſonſt ſpringt er. (Bravol rechts.) Die Privatbeamten-
verſicherung erfreut ſich der wärmſten konſervativen Sym-
pathien. Redner ſucht nachzuweiſen, daß die Konſervativen
ihre Mittelſtandsanträge nur aus uneigenütziger Liebe
zum Handwerk und nicht etwa zu Wahlzwecken ein-
bringen. (Lachen links. Bravol rechts.)

Abg. Fiſcher (ſoz.):
Auf die Ausführungen des Herrn Pauli einzugehen, verlohnt

ſich wirklich nicht. (Lebh.. Zuſtimmung links.) Daß gerade er
der konſervative Generalredner war, iſt bezeichnend für den
Tiefſtand konſervativer Sozialpolitik. (Lebh. Zuſtimmung bei
den Soz.) Herr Dr. Piper pries die deutſche Sozialpolitik.
Was in ihr erreicht worden iſt, mußte durchgeſetzt werden im
harten Kampfe gegen die Unternehmer. Jetzt, da wir
am Schluß der Legislaturperiode ſtehen, iſt es am Platze,
einmal

einen Rückblick
auf die Leiſtungen dieſes Reichstags auf dem Gebiete der So
zialpolitikt zu werfen. Was war das für ein Jubel unter den
Staatserhaltenden, als die Sozialdemokratie angeblich „nieder-
geritten“ war. Wenn ſich Fürſt Bulow in der Villa Malta
einſam fühlt, kann er ſich ja die Zeit mit der Lektüre der da
raligen Sieges-Rodomontaden vertreiben. Heiterkeit und

Sehr gut! bei den Soz.) Damals wurde in der Thronrede die
Fortführung der Sozialpolitik verheißen. Allerdings war nur
von der Sozialpolitik „Wilhelms des Großen“, nicht von den
Februgrerlaſſen des jetzigen Kaiſers die Rede. (Hört, hört!)
Aber überall erklang es damals: nun erſt recht Sozialpolitik,

Sozialpolitik gegen die Sozialdemokratie.
So ſprach Bülow, ſo Baſſermann, ſo Bülows nachmaliger Nach-
folger, der Kanzler der gottgewollten Abhängigkeitsphiloſophie.
Heiterkeit und Sehr gut! bei den Soz.) Die größten Ver-

ſprechungen wurden gemacht: Privatbeamtenverſicherung und
Arbeitskammergeſetz und wer weiß, was ſonſt noch. Der

Benjamin des Bülowblocks,
Herr Mugdan (Große Heiterkeit), verhöhnte das Zentrum
wegen der Ergebnisloſigkeit ſeiner papiernen Sozialpolitik.
(Hört, hört! bei den Soz.) Und was iſt nun das poſitive Er
gebnis geweſen? Wir hörten Worte, Worte, Taten aber ſehen
wir gar nicht. (Sehr wahr! bei den Soz.) Herr v. Gamp, der
heute wieder nicht da iſt (Heiterkeit), bekannte ſich als An
hänger der Fortführung der Sozialpolitik und als Gegner
jedes Schrittes nach vorwärts. Das war jene Art von Sozial
politik, deren Vertreter nicht ruhten, bis ſie den wirklichen So
zialpolitiker, den Grafen Poſadowsky, geſtürzt hatten. Der
wußte, was ihm bevorſtand. Er ſprach von r An
griffen, die ihn jedoch nicht bewegen würden, Staatsſekretär
gegen Sozialpolitik zu ſein. (Hört, hört! bei den Soz.) Das
war ſein Schwanengeſang. Auf Poſadowskhy folgte Theobald.
(Heiterkeit) Was verſprach nun Theobald? Den Zehn-
ſtundentag, im Grunde nur die geſetzliche Feſtlegung der Er
rungenſchaften der Gewerkſchaften. Weiter die Ausdehnun
der a w. das Arbeitskammergeſetz, das heute no
nicht erreicht iſt. Warum nicht? Weil die n die
Wünſche des Zentralverbandes erfüllend, den Arbeitern keine
genügende Vertretung zubilligen will, namentlich nicht den
Arbeitern ihrer eigenen Betriebe. So ſetzt der Staatsſekretär
von 1911 ſeinen Fuß auf die kaiſerlichen Erlaſſe von 1890.
(Sehr wahr! bei den Soz.) Weiter die Reichsverſicherungs-
ordnung, die nur

das Attentat verſchleiern
das gegen die proletariſche Selbſtverwaltung der Kranken

aſſen geplant iſt. (Sehr wahr! bei den Soz.) Den ſchönen
Worten ſind keine Taten gefolgt, oder das Gegenteil des Ver
ſprochenen.

Alſo Bluff und Humbug!
(Stürm. Zuſtimmung b. d. Soz.) Das Zentrum war damals



tionell. Herr Trimborn führte aus: „Was nützen uns
allgemein gehaltene Bekenntniſſe zur Sozialreform, wie wir
ſie in Votſchaften, Thronreden und gelegentlichen Anſprachen
von Bundesratsmitgliedern und noch höheren Stellen gehörthaben. (Sehr gut! in der Mitte.) Dieſe allgemeinen Vekennt-
niſſe verlieren allmählich jeden Wert, wir wollen endlich Vor-
lagen ſehen.“ Können Sie es uns verdenken, wenn auch wir
e dieſe allgemein gehaltenen Bekenntniſſe zur Sozial
reform verlieren allmählich jeden Wert,

wir wollen Vorlagen,
wir wollen ihre Durchführung, wir wollen Geſetzeſehen. (Lebh. Zuſt. b. d. Soz.) Herr Trimborn verlangte da
mals die Witwen und Waiſenverſicherung, die Sonntagsruhe
im Schiffahrtsgewerbe, die Regelung der Arbeitesverhältniſſe
der Angeſtellten in Rechtsanwaltsbureaus, den Schutz der
Frauen und Jugendlichen in geſundheitsſchädlichen Betrieben,
Urz. ein ganzes, ſogzialpolitiſches Programm. Auch Herr

Spahn entwarf ein ſolches Programm der Zentrumspartei.
Namentlich verlangte er die Rechtsfähigkeit der Berufsvereine,
die Sicherung und den Ausbau des Koalitionsrechts, ebenſo
der Tarifgemeinſchaften. Was hat die Zentrumspartei in
dieſen vier Jahren getan, um dies Programm zu erfüllen?
Wenn es nur die Hälfte des Einfluſſes aufwenden wollte, den
es zur Durchführung der Finanzreform aufbrachte, ſo wäre
dies Programm längſt erfüllt. (Sehr wahr b. d. Soz.) Nach
den Februar-Erlaſſen ſollten die

Staatsbetriebe Muſterbetriebe
ſein. Das Zentrum läßt es zu, daß ſie aus dem Arbeits-
kammergeſetz herausgenommen werden. Als bei der Finanz-
reform die beſitzenden Klaſſen und die Junker zum Zahlen
ne zogen werden ſollten, ſetzte das Zentrum ſeinen Ein
fluß ein, damit

die Regierung und der Kanzler über die Klinge ſprangen.
Beim Arbeiterſchutz geht es jedem Kampf mit der Re-
gierung aus dem Wege. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Als
1897 Stumm beantragte, eine Witwen u. Waiſenverſicherung für
alle Arbeiter einzuführen, kam das Zentrum mit dem Antrage,
dieſe Verſicherung nur auf die Fabrikarbeiter zu beſchränken.
In den letzten Tagen hielt Herr Gröber eine prächtige Rede
für unſere Reſolution zum Marineetat, wonach zur Regelung
der Arbeitsverhältniſſe auch die Arbeiterorganiſationen heran-

en werden ſollten. Dann aber ſtimmte das Zentrum ge-
oſfen

gegen dieſelbe Reſolution beim Militäretat.
(Sehr wahr! b. d. Soz.) Jn der Reichsverſicherungsordnung
beantragte die Regierung neben der Entrechtung der Arbeiter
in den Krankenkaſſen doch wenigſtens auch die höhere Be
laftung der Unternehmer; in der Kommiſſion ſtrich das Zen-
trum die erhöhten Laſten, aber trat ein

für die Entrechtung der Arbeiter.
e Sehr richtig! b. d. Soz.) Solange der konſervativ-
iberale Block beſtand, ſchwitzten Regierung und Blockparteien

förmlich ſozial-reformeriſche Verſprechungen, aber
Sozialreform wurde nicht getrieben.

Jetzt beim blauſchwarzen Block hören wir auch keine Ver-
ſprechungen mehr, das Gefühl der ſozialen Ermüdung iſt über
das Zentrum gekommen. Rückwärts, rückwärts, Don Rodrigo,
heißt es im Zentrum, der Oſten hat über den verſeuchten Weſten
eſiegt, die Berliner Richtung über die chriſtlichen Arbeiter des

eſtens, welche die Sozialreform ernſt genommen haben,
die Ritter und die Heiligen

wollen nichts davon wiſſen, das Zentrum iſt aus dem demokra-
tiſchen Lager ins konſervative abmarſchiert. (Sehr wahrl b.
d. Soz.) Auf ſeinem letzten Münchner Parteitage hat es nicht
als erſte Forderung erhoben: Kampf gegen die Sozialdemo-
kratie der ift ja beim Zentrum ſelbſtverſtändlich und iſt auch
ſein gutes Recht. Aber das Zentrum ging weiter und ſprach
ſich offen aus

für Ausnahmegeſetze gegen die Arbeiter.
Die Partei, die groß geworden iſt, in den Ausnahmegeſetzen
des Kulturkampfes, die groß geworden iſt in Klagen über das
mindere Recht der Katholiken, die beſtändig den Toleranzantrag
einbringt und über die Zurückſetzung ihrer Glaubensgenoſſen
im Staat und in der Verwaltung klagt, dieſe Partei fordert

ein Ausnahmegeſetz gegen die Arbeiter.
(Zuruf i. Zentr.: Wer hat das gefordert?) Sie forderten, daß
jedem, der ſich offen zu den Grundſätzen und Zielen der Sozial-
demokratie bekennt, die Aufnahme in den Staatsdienſt ver-
ſagt wird. (Hört, hört! b. d. Soz. Zuruf im Zentr.: Nur
Leuten mit ſtaatsfeindlicher Geſinnung!)! Waren Sie denn
nicht Jahrzehntelang die Reichsfeinde? Die Reichsfeindſchaft
und Staatsfeindſchaft der Sozialdemokratie hat Sie doch nicht
gehindert, bei den letzten Wahlen

Wahlabkommen mit der Sozialdemokratie

zu treffen. (Sehr gut! b. d. Soz.) Mancher von Jhnen ſäße
nicht hier, wenn wir Staatsfeinde nicht für Sie geſtimmt
hätten und auch mancher von uns ſäße nicht hier,
wenn Sie nicht für Staatsfeinde geſtimmt hätten.

links.) Es gibt übrigens auch Leute, welcheSehr gut!wer Sie ſeien noch viel gefährlichere Staatsfeinde als wir,

die Sie Jhren Lehrern und Geiſtlichen den Antimoderniſteneidauferlegen. Unſere Staatsfeindſchaft hat den Fürſten Bismarck

nicht gehindert, nach Frankfurt zu Fürſtwünſcht Sabor! Und ich weiß nicht, was wohl Herr v. Heyde
brand darum geben würde, wenn wir ſo dumm wären, zu
ſagen: unſere ſtaatsfeindliche Geſinnung geſtattet uns nicht,
für Freiſinnige und Nationalliberale zu ſtimmen. (Lebh. Sehr
gut! links.) Dieſe Redensart von der Staatsfeindſchaft iſt
gerade beim Zentrum am allerſchlechteſten angebracht, ſie iſt
eine

ſo dumme und blödſinnige Heuchelei,
daß man ſich wundern muß, daß ernſte Männer im Reichstag
damit kommen. (Sehr wahrl b. d. Soz.) Der Biſchof Henle
von Regensburg hat das im bayriſchen Reichsrat noch unter-
ſtrichen; er ſagte: Apoſtel Paulus hat immer dahin gewirkt,
fich in die gegebenen Verhältniſſe zu ſchicken;

wer Knecht iſt, ſoll Knecht bleiben,
wenn er nicht freiwillig von ſeinem Herrn der Knechtſchaft
enthoben wird. Das ſagte der Biſchof im Jahre 1910 in einer
Polemik über ſoziale Geſetze. (Hört, hört! b. d. Soz.) Das
heißt doch nichts anderes als: wir vom Zentrum können von der
Regierung keine anderen ſozialen Geſetze verlangen, als die
ſie freiwillig erlaſſen will. (Sehr wahr! b. d. Soz. Wider
ſpruch des Abg. Giesberts (Zentr.) Daß Sie, Herr Giesberts,
ſich dagegen mit Händen und Füßen wehren werden, iſt ja be
greiflich. (Zuſt. b. d. Soz.) Sie ſagten ja auch auf dem Bran-
denburger Kongreß: wer die Sozialdemokratie groß gezogen
hat, mag ſie auch bekämpfen; „die Aufgabe der chriſtlichen Ge-
werkvereine iſt das nicht, auch die ſozialdemokratiſchen Arbeiter
ſind unſere Brüder.“ Und gegen dieſe Brüder hat das Zentrum
auf ſeinem Parteitag die Reſolution gefaßt, ſie

wegen ihrer Geſinnung
aus den Staatsbetrieben herauszutreiben. (Sehr wahrl b. d.
Soz.) Warum dieſer Stillſtand der Sozialreform auf der
ganzen Linie? Am 11. Februar hat der Staatsſekretär ganz
offen erklärt, wir befinden uns im Beginn einer aufſteigenden
Konjunktur. Wann wollen Sie denn Sozialpolitik treiben, wenn
nicht zu ſolcher Zeit? Weshalb alſo der Stillſtand? Etwa aus
Mangel an Mitteln? Bei den letzten Wahlen haben wir ver-
nommen, wie der Reichskanzler und ſein Gefolge wunderſchöne
Reden hielten über den Reichtum der Kolonien, die Millionen
ſprangen nur ſo. Auch der jetzige Staatsſekretär des Jnnern
ſagte, der jährliche Ueberſchuß, den das deutſche Volk erziele,
wäre mit 4 Milliarden nicht zu hoch geſchätzt. (Hört, hört! b.
d. Soz.) Da kann man doch nicht ſagen, die deutſche Jnduſtrieſei ſo belaſtet, daß ſie keine Mittel mehr zur Durchführung
der Sozialreform habe, namentlich, wenn wir einen Blick auf die
wirklichen Koſten der Unternehmer für die Verſicherungsgeſetz
gebung werfen. Die Krankenverſicherung koſtet pro Verſicher
ten 7,55, die Unfallverſicherung 8 Mk. pro Kopf, die Alters-
und Jnvalidenverſicherung 5,80 Mk., alſo im ganzen kommt
pro Jahr auf jeden Verſicherten 21,35 Mk. zirka, das macht,
auf den Tag berechnet, ganze

ſieben deutſche Reichspfennige.
Hört, hört! b. d. Soz.) Und wenn wir die Jnduſtrie und die

Landwirtſchaft beſonders betrachten, ſo macht es in der Jn
duſtrie 12 Pf., in der Landwirtſchaft 5 Pf. pro Kopf. (Hoört,
hört! b. d. Soz.) Und da ſoll eine Jnduſtrie, die

jährlich vier Milliarden
zurücklegen kann, nicht in der Lage ſein, eine beſſere Sozial-
reform zu ertragen. Wenn die Herren unter ſich ſind,
ſprechen ſie auch ganz anders. Ein Unternehmer, ein Mit-
glied der rechten Seite dieſes Hauſes, ſagte in einer Ver-
ſammlung von Unternehmern, dieſe Beträge kommen auf das
Unkoſtenkonto, auf das Lohnkonto, denn ſie ſeien ja nur ein
Teil des Lohnes. (Hört, hört! b. d. Soz.) Jedenfalls ſei es
ſicher, daß man von einem beſonderen Druck dieſer Belaſtung
nicht reden kann, ſie betrage ja höchſtens 14 Proz. des Jahres-
umſatzes; das, meine Herren, fuhr er fort, iſt eine ſo geringe
Summe, daß es unbillig und ungerecht wäre, davon

ein großes Geſchrei
zu machen und zu behaupten, daß wir nicht mehr zahlen kön-
nen. Zudem darf nicht vergeſſen werden, daß diejenigen Län-
der, mit denen wir im Weltmarkt in erſter Linie zu konkur-
rieren haben, England und Amerika, erheblich höhere Arbeits-
löhne bezahlen. (Hört, hört! b. d. Soz.) Das ſagte der frei-
konſervative Abgeord. ete Schmidt-Altenburg, es genügt
vollſtändig, um das Geſchrei zu kennzeichnen, die ſozialen
Laſten machen das Unternehmertum konkurrenzunfähig mit
dem Ausland. Und was für Opfer bringen die Arbeiter?

e

In einem einzigen Jahr ſind bei den Unfällen
9363 Perſonen zu Tode gekommen,

1108 ſind dauernd Krüppel geworden, die Verunglückten
a 6272 Witwen und 13 388 Waiſen. (Hört, hörtl

d. Soz.) Davon hören wir bei den Unternehmern und in
der bürgerlichen Preſſe nichts. Dieſe Zahlen ſind ſo ſchreck
lich, daß man meinen ſollte, jeder der ein Herz in der Bruſt
hat, ſollte alles daran ſetzen, daß die Geſetze P Verhütung
von Unfällen durchgeführt werden. Aber wir ſehen die Kon
ſern und das Zentrum, Hand in Hand, bemüht, das Ge
etz für Unfallverhütung umzuwandeln in

ein Geſetz gegen Unfallverhütung.
Zuſt. b. d. Soz. Widerſpr. i. Ztr.) Beſonders hoch iſt die
ahl der Unfälle an land wirtſchaftlichen Maſchinen. Von den
1022 Unfällen, von denen weibliche Arbeiterinnen über 16

Jahre betroffen wurden, entfallen auf die Landwirtſchaft
8 236. (Hört, hört! b. d .Soz.) Das iſt ſo auffallend, daß

ſogar der Kaiſer ſich im Landesökonomiekollegium an das
Gewiſſen ſeiner agrariſchen Mitbürger wandte. Er führte
aus, daß er ſich danach erkundigt habe, ob bei dieſer großen
Zahl von Unfällen, die dadurch herbeigeführt wurden, daß
die Röcke der Mädchen von den Transmiſſionswellen erfaßt
wurden, denn keine Schutzvorſchriften beſtanden, und er hätte
erfahren, daß in allen dieſen Fällen, die polizeilichen Vor-
ſchriften außer Acht gelaſſen waren. (Hört, hört! b. d. Soz.)
Wir Sozialdemokraten verlangten, daß, wenn die Unfall-
Berufsgenoſſenſchaft ihre Pflicht zu läſſig erfüllt, das Reichs
verſicherungsamt zuſtändig ſein ſoll zum Erlaß von Schutz
vorſchriften. Vor wenigen Wochen erſt haben die Konſer-
vativen und das Zentrum in der Kommiſſion für die Reichs-
verſicherungsordnung ſich
ausdrücklich gegen ſolche e gris des Reichsverſicherungs

amt
erklärt (Hört, hört! b. d. Soz) und gegen dieſe Verſchlech
terung des Entwurfs auf Koſten von Leben und Geſundheit
von Tauſenden von Mädchen und Frauen hat die Regierung
nicht geſagt: das laſſe ich nicht zu. Es iſt ja
nicht Fleiſch von ihrem Fleiſch, nicht Blut von ihrem Blut.
(Lebh. Sehr richtig! b. d. Soz.) Die Regierung fügt ſich den
Wünſchen des Zentralverbandes der Jnduſtriellen; nur des
halb iſt die große Gewerbeordnungsnovelle zurückgezogen.
Was für ein

Armutszeugnis für die ſozialpolitiſche Tätigkeit
der Regierung iſt es, daß ſie bis heute noch nicht den Mut
gefunden hat trotz aller ſtandalöſen Zuſtände die Konkurrenz-
klauſel zu beſeitigen. Wir brauchen uns über das innige
Verhältnis der Regierung zum Zentralverband nicht zu wun
dern, an der Ehrentafel des Feſtes, das ihm zu Ehren ge-
geben wurde, ſaß ja Herr Bueck zwiſchen den Staatsſekre-
tären Delbrück und Sydow. Auf Arbeiter- und Gewerkſchafts-
kongreſſe zu kommen, haben die Herren natürlich keine Zeit.
(Sehr wahrl) Wie wohl müſſen ſie ſich gefühlt haben, als
Herr Bueck ſie in ganz ähnlicher Weiſe abkanzelte wie ev. Heydebrand den Reichskanzler. (Heiterteit) Herr Bueck
tadelte es, daß das Reichsamt des Jnnern bei der Bau-
arbeiterausſperrung ſeine Vermittlung angeboten hat, und
daß es fortgeſetzt

der Sozialdemokratie Vorſchub
geleiſtet habe. (Schallende Heiterkeit links.) Er ſchloß ſeine
Rede mit den Worten: „Unter Ueberwindung der kleinlichen
Spaltungen in der Jnduſtrie muß dieſe jetzt geſchloſſen die

Gewerkſchaften niederkämpfen und vernichten.
Das muß das Ziel des Kampfes ſein.“ (Hört, hört! b. d. Soz.)
Als wenige Tage nachber der Reichskanzler hier ſprach, konnte
man glauben, daß das auch das Programm der Regierung
iſt. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Er hat allerdings in ſeiner
gottgewollten Abhängigkeit ſelbſtverſtändlich die Verwahrung
vorausgeſchickt, ich nehme von niemandem und von keiner
Seite Direktiven an“. (Große Heiterkeit b. d. Soz.) Schade,
daß Herrn v. Heydebrands Geſicht, als er dieſe Worte hörte,
nicht für den Kinematographen feſtgehalten wurde. (Große
Heiterkeit. Wir werden den Kampf mit der Regierung auf-
nehmen, aber wir ſind auch hier, um

Anklage zu erheben
gegen die bürgerlichen Parteien, die ihre Verſprechungen nicht
erfüllen. Herr Trimborn ſagte 1907, die Jahre 1905 und 1906
ſind ſozialpolitiſch unfruchtbar geblieben. Wir können hinzu
fügen, die nachfolgenden Jahre waren nicht bloß unfruchtbar,
ſondern auch erſüllt von allen möglichen Beſtrebungen, die
Wiederſtandskraft der Arbeiter in ihren gewerkſchaftlichen
Organiſationen zu brechen, und wenn das nicht in dem Maße
gelungen iſt, wie die Regierung und die bürgerlichen Parteien
es wollen, ſo haben die deutſchen Arbeiter das

der Sozialdemokratie zu danken.
m J

Nachdr. verb.z Was iſt Ruhm?
Roman von Max Kretzer,

Lorenſen war verſchwunden, denn während Kempen ſich der
reinen Anregung durch die Muſik hingab, hatte er andere
Dinge im Kopf, zwar auch das Weib, aber weniger himmliſch,
mehr als Erdenmittel zum alltäglichen Zweck. Er war
Marianne gefolgt, die ſich auf einige Minuten aus ihrer
Gruppe hinweg geſtohlen hatte und nun im Begriff war, wieder
zuruckzukehren.

„Bleiben Sie doch noch ein Weilchen“, ſagte er leiſe und ver-
ſperrte ihr den Weg mit der Sicherheit eines jungen Mannes,
der ſich ſeiner Sache gewiß iſt.

Sie waren in einem kleinen Zimmer, das dicht neben dem
Saal lag und eine Art Spiegelkabinett bildete, in das die
Damen ſich flüchten konnten, falls durch das Tanzen etwas
an ihrer Garderobe nicht in Ordnung war. Alle drei Türen
hatten Vorhänge. Der Saal zeigte nur ſchwaches Licht, aber
auf der anderen Seite hatte man einen Durchblick in die er-
leuchteten Räume. Wie in einem Rahmen ſah man die
Köpfe der Damen und Herren, die ſitzenden und hingepflanz-
ten Figuren. Man ſah Lichtflecke auf dem Voden, ſah alle

arben, gleichſam hingekleckſt wie auf einem Gemälde; das
tück einer Säule blinkte goldig, ein venetianiſcher Spiegel

ab einen Teil der Geſellſchaft wieder. Jn verhaltenen
auten drang die Muſik herein.
„Nun, was gibt's denn, Herr Lorenſen?“ fragte ſie ver-

blüfft. „Wollen Sie mir wieder von Jhren Ateliermädchen
erzählen, von Jhren Nixren und Nymphen? Wie neulich?
Hören Sie, mein Lieber, das war recht deplaziert. Mit ſo
etwas imponiert man uns Damen nicht.“

Kalt wollte ſie ihm ausweichen, er aber ließ ſich nicht ein-
ſchuchtern, ſondern wiederholte ſeine Bitte. Den ganzen
Abend über hatte ſie ihn geſchnitten, nun aber wollte er dieſe
Minuten benutzen.

„Na, dann darf ich's wohl nicht wieder tun?“ ſagte er offen,
ein er rot geworden bei dieſer Zurechtweiſung. „Setzen
wir uns doch, wir hören hier alles eben ſo ſchön.“

„Nein, nein, das geht nicht, man wird uns beide vermiſſen,“
erwiderte ſie. „Wir haben übrigens einen, der Jhnen Jhre

gründlich legen möchte. Nehmen Sie ſich vor
errn Köſtlin in acht.“
„Was, vor dieſem Döskopp?

reichen.“

tiſ

Der kann mir nicht das
ie müſſen Jhre Ausdrücke beſſer wählen,“ warf ſie ſpöt-
ein. „Sie verkehren doch ſchon lange genug bei uns.“

„Fräulein Marianne, reizen Sie mich nicht,“ ſagte er ſtreng
z zog ſie beiſeite, um ſie aus der Sehlinie der Tür zu

en.
ein, nein, Sie ſind mir ein zu loſer Vogel,“ wehrte ſie

Ueberhaupt,h lachend, ohne es ernſt zu meinen

hören Sie mal, was Sie ſich alles herausnehmen!
Es iſt manchmal einfach komiſch. So etwas ſchickt ſich nicht
in guten Häuſern, Sie muſſen noch ſehr erzogen werden.“

„So tun Sie es doch, Marianne,“ ſtieß er mit kurzem Atem
hervor, noch mehr benebelt durch die Sprödigkeit dieſes ver-
wöhnten Geſchöpfes, das er ſich erobern wollte. „Jch bin kein
Leutnant, das weiß ich, aber ein Künſtler, den Jhr Vater
ſchätt. Jch liebe Sie, Marianne, ich liebe Sie! Das ſollten
Sie doch ſchon längſt wiſſen. Und ich werde Sie auf Händen
tragen, nicht bloß mit Worten, ich bin ſtark genug dazu.“

Das Rotwerden war jetzt an ihr, denn dieſe Anſpielung
auf den verfloſſenen Bräutigam hatte ſie nicht erwartet; aber
beſſer ſo, wenn er es ſchon wußte! „Das werden Sie wohl
auch nie werden.“ ſpottete ſie weiter, um ihm die Belohnung
für ſeine Unvorſichtigkeit zu geben.

„Ein jeder auf ſeinem Platz,“ fuhr er fort. „Der eine mit
blanken Knöpfen, und der andere mit hellem Kopf.“

Der Wein hatte ſie ebenſo munter gemacht wie ihn, und ſo
lachte ſie aufs neue unterdrückt, wobei ſie einen Blick durch
die offene Tür warf. „Sind Sie ein Menſch!“ Als er aber
noch verwegener werden wollte, hielt ſie ihn mit beiden Händen
von ſich. „Na, na, immer hübſch artig Sie denken wohl,
Sie haben Jhr Haustierchen vor ſich?“

Die ſchlimme Erfahrung mit einem andern hatte ſie ge
witzt gemacht, und ſo hatte ſie ſich vorgenommen, keinem in
dieſer Beziehung mehr zu trauen, bevor ſie nicht Gewißheit
hätte, daß ein ähnlicher Anhang nicht zu erwarten ſei.

Nun lachte er ſie heimlich aus wie der zweibeinige Fuchs,
der das Hühnchen gefangen hat. Wenn es weiter nichts war,
dieſen Gedanken wollte er ihr ſchon austreiben! „Damit
habe ich gar nichts zu tun, das iſt Kempens Liebe,“ log er
tapfer mit einem Körnchen Wahrheit.

„Wer's glauhbt. wird fröhlich. Sie haben mir Jhren Freund
ganz anders geſchildert.“

„Nein, nein, ich ſchwöre es Jhnen.“ Er ſagte nichts mehr.
Ueberzeugt von ihrer Neigung, vergaß er ganz den Ort.
Kräftig faßte er ſie an Scheitel und Kinn und küßte ſie heiß
und leidenſchaftlich. Und ſtumm duldete ſie es, gleich dem
wiſſenden Mädchen, das vergangene Genüſſe in allen Adern
ſpürt. Schnell aber wieder zur Vernunft gekommen, flehte
S ihn an: „Gehn Sie, gehn Siel Um Himmelswillen, gehn
Siel“

Und als er wußte, daß er ſie gewonnen hatte, ſtahl er ſich
vorſichtig zur Geſellſchaft zurück, die gerade aus ihrer Ver-
ſunkenheit erwachte.

Es war ſpät geworden. Die meiſten Gäſte hatten ſich ſchon
verabſchiedet, nur die ſeßhaften waren noch um Heilke ver-
ſammelt, darunter Thormeyer, Stampf, Kempen und Loren-
ſen. Man ſaß in der ſogenannten Trinkſtube, einem kleinen,
altdeutſch eingerichteten Raum, in dem das Glühlicht in
ſchmiedeeiſernen Laternen ſteckte. Hier war der Herrentiſch,
wo beim beſten Tropfen getroſt ein freies Wort noch fallena h de h ſich zurückgezagen

hatten. Heute hatte es beſonders Marianne eilig damit ge
habt; in Ruhe wollte ſie alles kühl überlegen und erwägen,
denn der erſte Liebesſturm ihres Lebens war vorüber.

Heilke, hochrot vom Wein, führte wie gewöhnlich das große
Wort, ſchimpfte auf ſeine Feinde und lobte alles über den
Klee, was ihm beſonders in den Kunſtkram paßte. Jn ſolcher
Nachtſtunde, wo die Geiſter aufeinanderplatzten, wurde ſeine
Zunge loſe und ging mit ihm durch; die Atelierſprache be-
herrſchte ihn dann, die für den Salon nicht erfunden war.
Und plötzlich kam er auf Walzmann zu ſprechen, auf dieſen
Verſumpften, der ſich neulich beinahe frech gegen ihn benom-
men habe. Die Bezeichnung „Hofbildhauer“ wurmte ihn noch,
und ſo ging ſein Aerger in die Luft.

„Jſt das vielleicht der Beethoven-Walzmann?“ fragte Thor-
meyer, der, zum Schluß ganz träge geworden, ein Glas nach
dem andern trank und die ſchwere Echte dabei nicht ver-
ſchmähte. „Ein verrückter Kerl, der! Kenne ihn noch von der
Alademie her, wo wir ihn immer den Quaſimodo nannten.
Lebt alſo noch. Merkwürdig, wie die Menſchen vegetieren.“

„Und wie vegetiert er!“ warf Heilke ein, „wie ein Schwein,
das ſich im Schmutz wohl fühlt.“

Während Lorenſen ſich ruhig verhielt, regte ſich in Kempen
der Widerſpruch. „Das Unglück bringt die Menſchen herunter,
Herr Profeſſor,“ wagte er beſcheiden einzuwenden.

„Aber, ich bitte Sie Unglück, Unglück!“ fuhr Heilke ärger
lich fort. „Damit kann man doch nicht alles entſchuldigen.
Sein Unglück iſt die Flaſche. Man muß ihn nur einmal in
ſeiner Bude ſehen, dann hat man genug.“

„Das kann ich nicht ſagen,“ ſprach Kempen gelaſſen weiter.
„Eigentlich gehört er zu den Leuten, von denen man nie genug
lernen kann. Jch habe manche Woche bei ihm geſtanden und
ſeine Fingerfertigkeit bewundert. Na, und da iſt für mich
eine ganze Menge hängen geblieben.“

Thormehyer ſtieß ein „So, ſo“ hervor und betrachtete ihn mit
derſelben Aufmerkſamkeit, die er ihm ſeit einiger Zeit bewies.
Heilke jedoch lachte und ſagte mit geſchraubter Gemütlichkeit:
„Verzeihen Sie, aber das beweiſt für mich noch gar nichts.
Denn ſehen Sie, ich habe wirklich noch nicht den Vorzug, zu
wiſſen, was Sie bei ihm gelernt haben. Bitte mir das nicht
übel zu nehmen.“

„O. das hat nichts zu ſagen,“ erwiderte Kempen und ergriff
das Glas, um auf ſein Zutrinken einzugehen.

„Das ſind ja alles übertriebene Dinge, die ſo über ihn her-
umſchwirren,“ ſagte Heilke wieder, „ein ganzer Rattenſchwanz
von Fabeln, die er ſelbſt unter die Leute gebracht hat. Seit
zwanzig Jahren reitet er auf ſeiner Germania herum
die hätte ſchließlich ein anderer auch gemacht. Und ſein
Goethe, du lieber n ehe Er ſoll den Konkurrenzbeſtim-
mungen nicht entſprochen haben, ſo ſagt er. Lächerlichl Wenn
was dran geweſen wäre, hätte man ihn gewiß kalt geſtellt.
Walzmann und Goethe der Kreuzberg und der Lhimboraſſo.
Wo ſol da das kongeniale Verſtändnis herkommen Was
meinen Sie dazu, Lorenſen? Sie haben doch auch ein Urteil.“

Bortſedung belgt.)
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(Lebh. Zuſt. b. d. Soz.) Daß eine ſtarke ſogialdemokratiſge
ruVartei in dieſem Hauſe den nötigen. D ausübt, dafür

werden die deutſchen Arbeiter bei den nächſten Wahlen ſor
gen; Sie haben Jhr Beſtes getan, um die deutſchen Arbeiter
aufzurütteln, und was etwa noch notwendig iſt, das werden
wir nachholen. (Lebh. anhaltender Beif. b. d. Soz.)

Abg. Dr. MüllerMeiningen (Fortſchr. Vpt.): Die
früheren liebwerten Bundesgenoſſen, Zentrum und Sozial-
demokratie, ſchildern ſich ja ganz nett. Dem Zentrum ſcheint
das Wort des Biſchofs Henle, Knecht muß Knecht bleiben,
doch ſchwer im Magen zu liegen. richtigl b. d. Vpt.)

Das Reichsvereinsgeſetz iſt gut Widerſpruch b. d. Pol. u.
d. Soz.), bei uns iſt man damit zufrieden, aber in Nord
deutſchland wird es

mißhandelt durch die preußiſchen Landräte.
(Lebh. Sehr richtig! links), entgegen den Erklärungen, die
ſeinerzeit Herr v. Bethmann Hollweg in der Kommiſſion ab-
gegeben hat. (Hört, hört! links.) Bände könnte man füllen
mit den Kniffen und Praktiken der Landräte zur

Schikanierung oppoſitioneller Verſammlungen.
Typhus, Diphtherie, Maul und Klauenſeuche treten auf, wenn
liberale Verſammlungen abgehalten werden ſollen, aber der
Bund der Landwirte ſcheint gegen Maul und Klauenſeuche
immun. (Große Heiterkeit. All das ſteht im Widerſpruch
mit dem Geſetz. (Zuruf bei den Soz.: Wir haben Jhnen das
all es vorausgeſagt.) Die Volksvertretung ſollte energiſch dar-
auf dringen, daß die Reichsgeſetze auch in Preußen befolgt wer
den. Beifall bei den Liberalen.)

Abg. Lin z (Reichsp.): Die deutſche Sozialpolitik ſteht un-
erreicht in der Welt da; wir werden ſie weiter führen trotz der
ſozialdemokratiſchen Verhetzung. (Bravo! rechts.) Freilich
dürfen die Tarifverträge nicht ein Monopol für eine beſtimmte
Organiſationsart ſchaffen, wie es die ſozialdemokratiſchen Ge
werkſchaften wollen. (Zuruf b. d. Soz.: Es gibt keine ſozial
demokratiſchen Gewerkſchaften.) Jch meine die freien Ge
werkſchaften. (Große Heiterkeit bei den Soz.) Das find ja
tatſächlich ſozialdemokratiſche Körperſchaften. (Lebh. Zuſtim-
mung rechts.) Die Reichsgeſetzgebung muß eingreifen, um die
Tarifverträge und Arbeitsnachweiſe

vor ſozialdemokratiſchem Mißbrauch
zu ſchützen. Sehr bedauerlich iſt, daß ſelbſt manche Unterneh
mer ſich den

ſozialdemokratiſchen Machtgeboten
unterwerfen. Geſetzgebung, Arbeitgber, die ganze bürgerliche
pfektſchaft muß ſich zuſammenfinden und aufraffen, gegen

en
Terrorismus der ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften

Lebb. Beifall rechts. Abg. Ledebour (Soz.) ruft: Das alte
Sammlungs-Brimborium. Heiterkeit.) Die Sozialdemokratie
hat kein Recht, Zetermordio zu rufen, wenn einmal ein Arbeit-
geber erklärt, daß er keine ſozialdemokratiſchen Arbeiter be-
ſchäftigt. (Abg. Bebel (Soz.): Die nackte Proklamierung des
Klaſſenkampfes!)

Der Redner verbreitet ſich dann über Mittelſtandsfragen,
über die ſpaniſch-deutſche Handelsbilanz, über den deutſchpor
tugieſiſchen Handelsvertrag, der trotz der Revolution in Kraftbleiben müſſe (Sehr guiif und verlangt eventuelle Repreſſa-
lien gegen die Benachteiligung der deutſchen Induſtrie durch
Hochſchutz zollpoſitionen im franzöſiſchen Tarif. Weif. rechts.)

Hierauf vertagt das Haus die Weiterberatung auf Montag
2 Uhr. Schluß 534 Uhr.

halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 13. März 1911

Ausſperrung im Steinletzgewerbe.
Die Unternehmer im Steinſetzgewerbe ſcheinen aus den von

Unternehmern anderer Berufe mutwillig heraufbeſchworenen
Kämpfen keine Lehre ziehen zu wollen. Sie haben anläßlich
der vor einiger Zeit eingeleiteten Lohnbewegung der Arbeiter
zu dem Mittel der Ausſperrung gegriffen. Bis Montag mittag
ſind uns folgende Ausſperrungen gemeldet worden: Firma
Hermann Schulze, Weißenfels Franz Mahy, H. Tiedtke
u. Throniker, Oskar Arlt in Halle. Die Herren May
und Tiedtke ſcheinen allerdings die Urheber und Anſtifter der
Ausſperrung zu ſein. Jnsbeſondere hat der Herr Franz May
ſchon bei der erſten Verhandlung, die in der Lohnfrage ſtatt-
fand, erklärt, daß die Unternehmer feſte Beſchlüſſe gefaßt
hätten und hiervon unter keinen Umſtänden ab-
gehen würden.

Nachdem ſich die im Steinſetzerberuf beſchäftigten Perſonen
von vornherein bereit erklärt haben, ſich dem von einem un-
parteiiſchen Schiedsgericht zu fällenden Schiedsſpruch zu unter
werfen, ſo kann die trotzdem erfolgte Ausſperrung als ein frivol
herauf beſchworener Kampf bezeichnet werden. Die Steinſetzer
halten heute abend 614 Uhr im Volkspark eine Verſammlung
ab, um ſich mit der Ausſperrung zu beſchäftigen.

Ueber den Stand der Lohnbewegung geht uns von der Ver-
bandsleitung folgender Bericht zu: Die Steinſetzer und Berufs
genoſſen fordern nächſt der 91ſtündigen Arbeitszeit eine ent
ſprechende Erhöhung der Stundenlöhne um 5 Pf. pro Stunde.
Der Vertrag ſelbſt ſoll auf drei Jahre feſtgelegt werden; die
geforderten 5 Pf. Lohnerhöhung ſollen ſich möglichſt gleichmäßig
auf die drei Jahre verteilen. Von Unternehmerſeite will man
wohl die Verkürzung der Arbeitszeit gewähren, jedoch ſoll an
Lohnerhöhung nur zwei Pfennig einem in letzter Stunde
zugegangenem Schriftſtück nach drei Pfennig bewilligt wer-
den. Außerdem verweigern die Unternehmer die Aufnahme
der Hilfsarbeiter in den Bezirkstarif. Letzterer Punkt dürfte
inſoweit keine Schwierigkeiten bieten, da ſich die Unternehmer
bereit erklärt haben, für eine Anzahl Orte des Regierungs-
bezirks die Lohnfrage auf lokalem Gebiete zu regeln.

Jedoch ſonſt ſchlagen die Unternehmer Bedingungen vor, die
zum Teil ganz bedeutende Verſchlechterungen gegen die bis-
herigen Zuſtände vorſtellen. Unter anderem ſollen die im
Steinſetzerberuf üblichen zwei Extrapauſen beſchnitten werden.
Bei Ueberlandarbeit mit Uebernachtung, bei welcher bisher
pro Tag eine Mark Auslöſung gezahlt wurde, will man künftig
nur noch einen beſtimmten Aufſchlag für die wirklich ge-
arbeiteten Stunden zahlen. Beſondere Beſtimmungen für
„fremde Geſellen“, reſp. für „auswärtige Unternehmer“, die im
Regierungsbezirk Merſeburg Pflaſterarbeit auszuführen ge-
denken, ſollen im Lohnverirag Aufnahme finden. Wegen der
Lieferung eigenen Handwerkszeuges beſtehen jedenfalls noch
Streitigkeiten, indem von den Unternehmern verlangt wird,
daß jeder Geſelle eine Schippe zu liefern habe. Zum Schluß
wird verlangt, daß die Geſellen den Transport des eigenen
Handwerkszeugs von einer Bauſtelle zur andern und ſobald
der Wechſel mit Beginn des nächſten Tages erfolgt, auf ihre
eigenen Koſten zu übernehmen haben.

Die bisher gepflogenen Verhandlungen ſind ergebnislos ver
laufen. Insbeſondere die Entlohnungsfrage bietet einen großen
Differenzpunkt. Würden die im Steinſetzerberuf beſchäftigten
Perſonen gezwungen werden, den Unternehmervorſchlag anzu-
nehmen, dann müßten ſie volle drei Jahre mit weniger Ein-
kommen vorlieb nehmen. Die zuſtändigen Unternehmerorgani-
ſationen hatten nun das Ultimatum geſtellt, daß ſich die be-
teiligten Arbeitnehmer bis zum 11. März erklären ſollten, ob
ſie das Unternehmerangebot annehmen wollten oder nicht,
andernfalls ſie die „Konſequenzen“ ziehen wollen. Trotz der

Drohung mit einer Ausſperrung letztere iſt von einer Anzahl
Steinſetzunternehmer ſchon ſeit vergangenem Herbſt angekün
digt haben ſämtliche Zahlſtellen des Steinſetzerverbandes,
(es kommen 16 mit 550 Mitgliedern in Betracht) den Unter-
nehmerantrag abgelehnt.

Um die Lohnfrage trotz alledem auf gütlichem Wege zu regeln,
hatten die Steinſetzer und Berufsgenoſſen den Unternehmern
den Antrag zugehen laſſen, alle noch unerledigten Differenz-
punkte einem unparteiiſchen Schiedsgericht zu
überweiſen.

Wie ſich die Baubehörden auch bei dieſer Lohnbewegung als
die objektivſten der Welt aufführten, ſoll nur daran illuſtriert
werden, daß eine hohe Baubehörde (Provinzial-Bau
behörde den Unternehmern befohlen hat, mit ihren Arbeitern
keine Verträge abzuſchließen, andernfalls man die nötigen
Maßnahmen treffen würde! Und das nennt ſich neutral?

Arbeitsniederlegung.
Bei der Firma C. H. Heiland, Magdeburgerſtraße, Halleſche

Drahtweberei, haben ſämtliche Arbeiter wegen ausgebrochener
Differenzen die Arbeit niedergelegt. Es wird erſucht, Arbeits
angebote der Firma einſtweilen unbedingt abzulehnen.

Wilde Streiks
fanden Ende voriger Woche in der Kohlenhandlung von G. Pauly,
Thüringerſtraße und in der Eiſenhandlung von J. A. Uhlig, am
Canenagerweg ſtatt. Es handelte ſich bei beiden Firmen m Lohn-
forderungen. Da aber die in Frage kommenden Arbeiter zum
größten Teil unorganiſiert waren und auch ohne Wiſſen und
Willen der zuſtändigen Organiſationsleitung vorgingen, ſo war
das Reſultat gleich Null. Es muß deshalb auch hier wieder ge-
ſagt werden: Arbeiter, wenn ihr Eure Lage verbeſſern wollt,
dann organiſiert Euch erſt und ſucht mit Hilfe einer ſtarken
Arbeiter Gewerkſchaft Euer Ziel zu erreichen. Einig ſeid ihr
ſtark, vereinzelt aber nichts!

Bei der Firma Sternlicht,
Alter Markt, Rohprodukten-Geſchäft, ſind wegen Lohnforderungen
Differenzen ausgebrochen, weshalb dortſelbſt bis auf weiteres
Arbeitsangebote abzulehnen ſind.

Deutſcher Transportarbeiter-Verband.
Preßgeſetz und Staatsanwalt

werden gegen das Volksblatt wegen des Artikels in der Sonn-
abend Nummer: Wer trägt die Schuld? aufgerufen.
Es wurde in ihm der durch eigne Handlung herbeigeführte
Tod eines Kellnerlehrlings im Hotel Kaiſer Wilhelm
beſprochen und dazu die in ſeiner Ueberſchrift angegebene
Frage geſtellt. Dieſe Frage war berechtigt und notwendig
nach dem, was über die Behandlung der Kellnerlehrlinge in
dem Hotel bekannt geworden war. Heute iſt von zwei Seiten
die Antwort darauf erfolgt. Herr Rahne, der gegenwärtig
erkrankt iſt, kleidet ſie in die Form einer Berichtigung
nach dem Preßgeſetz. Die zweite Antwort erfolgt von der
Halleſchen Zeitung, die vorher über den traurigen
Vorfall geſchwiegen, jetzt aber brünſtig nach dem Staat s-
anwalt ruftl! Davon nachher. Herr Rahne ſchreibt:

Auf Grund des Preßgeſetzes erſuche ich Sie um Aufnahme
folgender Berichtigung zu Jhrem vorgeſtrigen Artikel: Wer
trägt die Schuld

Es iſt unwahr, daß der Kellnerlehrling von mir oder
meinen Familienangehörigen oder meinen Angeſtellten
ſchlechte Behandlung erfahren hat und dadurch in den Tod
getrieben ſei. Böſel ſo heißt der Lehrling hatte vor
ſeinem Dienſtantritt bei mir zu Weihnachten 1910 bereits
vier Lehrſtellen gehabt. Er iſt von mir auf Bitten ſeines
Vaters (eines Hotelbeſitzers in Alsleben) zur Erreichung
des Lehrabſchluſſes aufgenommen, iſt ſtets gut behandelt
und hat auch niemals Klage über angeblich ſchlechte Be
handlung, weder ſeinen Mitangeſtellten noch ſeinen Eltern
gegenüber, geführt. Die Gründe des Selbſtmordes liegen
auf ganz anderem Gebiet, das mit feiner Dienſtſtellung
und Tätigkeit bei mir abſolut nichts zu tun hat; ſie ſind
der Staatsanwaltſchaft hinreichend bekannt.

Uebrigens ſind Jhre Angriffe gegen mich ſchon deshalb
verfehlt, weil ich ſeit vier Wochen im Diakoniſſenhauſe krank
liege.

Zum Schluſſe bemerke ich, daß ich ſeinerzeit nicht zu 200
Mark, ſondern zu 100 Mk. Geldſtrafe verurteilt bin. S r-
mals hat mich der betreffende Lehrling durch ſein an
dauerndes widerſetzliches und äußerſt unſittliches Verhalten
ſchließlich ſoweit gereizt, daß ich mich zu ſeiner Züchtigung
hinreißen ließ, deren Erheblichkeit von Jhnen ſtark über-

trieben iſt. Fritz Rahne.Zu dieſer „Berichtigung“ ſtellen wir folgendes feſt: Es
iſt wahr, daß der Kellnerlehrling Böſel ſich im Hotel Kaiſer
Wilhelm erhängt hat. Es iſt wahr, daß vor einiger Zeit dort
ein Kellnerlehrling mißhandelt (nicht gezüchtigt!) worden iſt.
Es iſt wahr, daß Herr Rahne deswegen zu 100 Mk. Geldſtrafe
(die 200 beruht auf einem Druckfehler) verurteilt worden iſt.
Es iſt wahr, daß der öffentliche Ankläger dieſe Mißhandlung
für ſo erheblich hielt, daß er eine nicht geringfügige Freiheits-
ſtrafe gegen Herrn Rahne beantragte. Wir haben in unſerm
Artikel in der Sonnabend-Nummer nicht behauptet, daß der
Kellnerlehrling Böſel ſchlecht behandelt worden iſt. Wir
haben nur gefragt, wer an ſeinem Tod ſchuld iſt. Und haben
das in einer Form getan, wie ſie nach den bisherigen Erfah-
rungen gerechtfertigt und geboten war. Unſer Angriff gegen
Herrn Rahne iſt deswegen nicht verfehlt, weil wir uns auf
Erfahrungen über ſeine Perſon ſtützen, die ſich vor ſeinem
Krankſein ergeben haben. Sollen wir Herrn Rahne ſchonen,
da er doch ſelbſt den Toten mit dem Staatsanwalt in Ver-
bindung bringt?

Nun zu der ehrſamen Halleſchen Zeitung. deren
altbekannte Gemeinheit ſich bei dieſem Falle zur hündi-
ſchen Niedertracht ſteigert. Daß ſie ſeinetwegen toll-
wütig eine Giftſalve auf das Volksblatt losziſcht, iſt ſo ſelbſt
verſtändlich, daß mit der Erwähnung dieſer Tatſache eigent-
lich ſchon zuviel getan iſt. Jntereſſanter iſt, daß ſich diesmal
bei ihr die ausgewachſene journaliſtiſche Schamloſigkeit ſo
weit verſteigt, eine veritable Fälſchung m.t einer haß-
erfüllten Denunziation zu verbinden. Während das
Volksblatt ſchrieb:

„Bei Herrn Rahne verkehrt die „Hautevolée“ von Halle,
verkehren Offiziere, Staatsanwälte, Richter. Er beſitzt
Ehrentitel der bürgerlichen Geſellſchaft. Wie
iſt es möglich, daß dieſe Geſellſchaft arme Knaben
ausbeuten, übermüden, zur Verzweiflung treiben läßt?
Müßte dieſe Geſellſchaft nicht mindeſtens Aufklärung ver-
langen über das Schickſal der Kinder, die da verkommen?“

fälſcht die Halleſche Zeitung daraus:
auch die Gäſte jener Gaſtwirtſchaft werden, weil ſie

nicht den Kreiſen des Volksblatts zugehören, dem Haß eben
dieſer Volksblattkreiſe ausgeliefert, indem das ſaubere Blatt
ſchreibt: „Wie iſt es möglich, daß dieſe Geſellſchaft („Offi-
iere, Staatsanwälte, Richter“) arme Knaben ausbeuten,

rmüden, zur Verzweiflung treiben läßt?

Und an dieſe hundsgemeine Fälſchung knüpft das mora-
liſch verfaulte Organ folgende Den unziation:

„Mit dem Schmutz und der Gemeinheit, wie ſie das Volks
blatt darſtellt, läßt ſich ein r r Menſch begreif-
licherweiſe nicht gern ein, ob aber „Staatsanwälte
und Richter“, die als moraliſche Mitſchuldige am Tode
des Kellnerlehrlings ſehr deutlich bezeichnet werden, auch
das ſo hinnehmen werden, glauben wir billig bezweifeln
zu müſſen.“

Ueber den Wert der Denunziation kein Wort mehr. Daß
ſie einem verwirrten Kopfe entſprungen iſt, beweiſt die Gegen-
überſtellung von reinlichen Menſchen und Rich-
tern und Staatsanwälten!! Wir glauben billig be-
zweifeln zu müſſen, daß den Richtern und Staatsanwälten
die ſolchermaßen beſchaffene „Vorarbeit“ der Halleſchen
Zeitung angenehm iſt.

Ein mißlungener Freundſchaftsdienſt.
Auf das geſpannte Verhältnis zwiſchen den hieſigen kaſſen-

feindlichen und kaſſenfreundlichen Aerzten zurückzuführen iſt
eine Anzeige und Anklage, die am Sonnabend vor dem
Schöffengericht gegen den 50jährigen praktiſchen Arzt Dr.
Georg Drechsler zur Verhandlung kam. Er ſoll im Juli
v. J. durch Verordnung von allzu großen Doſen Kodein (Gift)
und nicht genügende Erkundigung bei der Patientin die fahr-
läſſige Körperverletzung der Frau des Buchhalters Schmidt
verſchuldet haben. Am 23. Juli erkrankte die in der Lands-
bergerſtraße wohnende 32jährige Frau und klagte über Huſten
und Stechen in der Lunge. Jhr Mann ging zu dem Arzt Dr.
Switalskhy, der erklärte, er könne nicht kommen, da
der Krankenkaſſenſtreit vorliege. Der Mann ließ
dann den Arzt Dr. Drechsler rufen, der die Patientin grün d-
lich unterſuchte und ihr eine Kodeinmiſchung verordnete,
die zwei- bis dreimal ſtündlich einen Eßlöffel voll genommen
werden ſollte. Nebenbei wurden Umſchläge verordnet. Nach
dem Einnehmen der Medizin will die Frau Angſtgefühle uſw.
bekommen haben. Dr. Drechsler hatte der Patientin gleich bei
dem erſten Beſuche geſagt, ſie möchte ſich doch, wenn eine Ver
ſchlechterung des Zuſtandes eintreten ſollte, um einen in der
Nähe der Landsbergerſtraße wohnenden Arzt bemühen, da er
von der Patientin zu weit entfernt wohne. Sie könnte ſich
vielleicht an Dr. Göbel wenden. Da aber eine weitere Ver-
ſchlechterung des Zuſtandes eintrat, wurde Dr. Drechsler
wiederum konſultiert, der dann nicht kam, aber einige
Aspirinpulver mit einer kleinen Miſchung Morphium
verordnete. Die Patientin wurde dann nochmals angewieſen,
ſich an Dr. Göbel zu wenden, der ebenfalls zuſtändiger Kaſſen
arzt ſei. Nach den Pulvern will die Frau dann erſt tüchtig
krank geworden ſein.

Jn der Nacht zum 26. Juli verſchlimmerte ſich der Zuſtand
derartig, daß der Ehemann Schmidt gegen 1 Uhr wieder nach
dem Dr. Switalsky lief und ihn bat, doch endlich eine Aus-
nahme zu machen und zu ſeiner Frau zu kommen, die ſehr
ſchwer darniederliege. Dieſer Arzt lehnte aber
wiederum ab, mit dem Hinweiſe, er dürfe nicht
kommen. Erſt auf nochmaliges Erſuchen erklärte ſich der
Arzt, der auch gleich darauf hinwies, verpflichtet zu ſein,
ein höheres Honorar zu fordern, als dieanderen Aerzte, bereit, einen Notbeſuch zu machen. Ueber
den Befund der Patientin äußerte ſich Dr. Switalsky an Ge
richtsſtelle in etwa folgender Weiſe: Die Patientin litt an
Angſtideen, ihre Pupillen ſeien ſehr beengt geweſen, was auf
eine Vergiftungserſcheinung ſchließen ließ und der Puls ſei
ſehr ſchwach geweſen. Er habe Herzſchwäche feſtgeſtellt und es
hätte eine Gefahr vorgelegen, nach der er annehmen konnte,
die Frau könne zugrunde gehen. Sie befand ſich im bewußt-
loſen Zuſtande. Er habe dann Kaffee und Mehlſuppe ver
ordnet und mittels Senfpapierauflegungen die Frau wieder
zum Bewußtſein zurückgebracht. Gegen die von Dr. Drechsler
verordnete Medizin habe er Bedenken gehabt und dem Manne
der Kranken geſagt, er ſolle die Medikamente nicht weiter
geben. Er ſei dann weggegangen, habe geſagt, daß das nur
eine Nothilfe war und daß er nicht wiederkomme. Am anderen
Tage habe er ſich dann in der Apotheke das Rezept geben
laſſen. und geſehen, daß die Maximaldoſis Kodein verordnet
war. Bei ſolchen Verordnungen ſei für die Apotheker ein
Ausrufungszeichen auf dem Rezept anzubringen, damit
der Apotheker wiſſe, der Arzt handle mit voller Ueber-
legung. Das übliche Ausrufungszeichen habe gefehlt. Zeuge
habe dann den Fall Nothilfe dem Aerzteausſchuß melden
müſſen und nach einem Vierteljahre ſei er dann von der Polizei
dazu bewogen worden, über den Fall Bericht zu erſtatten.

Der Angeklagte, dem beſonders zum Vorwurf gemacht wird,
daß er die Patientin, als keine Beſſerung eintrat, nicht noch
einmal beſucht habe, erklärte hierzu, ſie wohnte außerhalb
ſeines Bezirkes und er denke ſeine Pflicht getan zu haben, daß
er ſie an einen anderen Arzt wies. Die Maximaldoſis Kodein
habe er zur Linderung der Schmerzen und des Huſtens ver
ordnet. Er habe aber nicht damit gerechnet, daß die Patientin
die ganze Flaſche voll einnehmen würde. Das Ausrufungs-
zeichen auf dem Rezept habe er allerdings vergeſſen. Wenn ein
Arzt einmal etwas verſehe, dann komme es aber doch wohl
darauf an, ob man ein ſolches Verſehen wohlwollend oder ent
gegengeſetzt betrachte. Die Anzeige ſei wohl doch mit
auf das geſpannte Verhältnis der beiden
Aerzteparteien zurückzuführen.

Das Ehepaar Schmidt beſtätigt das über den Verlauf der
Krankheit bereits Geſagte. Die Frau will einem jugendlichen
Zeugen, der damals auch gerade an Huſten litt, „ein bißchen
von der Medizin gegeben haben. Der arme Junge ſei danach
ſehr krank geworden und habe derartig Schweiß bekommen, daß
er „wie aus dem Waſſer gezogen“ ausgeſehen hätte. Die
Medizin habe wahrlich nicht gut gewirkt. Der Ehemann
Schmidt meinte: „Meine Frau kochte und es fror ihr dabei.“
Nach der Behandlung habe der Arzt Dr. Switalsky gemeint:
„Wäre ich eine halbe Stunde ſpäter gekommen, wer weiß, was
möglicherweiſe mit Jhrer Frau paſſiert wäre.“ Die
Patientin iſt ſchließlich von dem Arzt Dr. Göbel weiter be-
handelt und in einigen Tagen geheilt geworden. Dieſer Arzt
meint, der nächtliche Anfall der Frau Schmidt könne wohl nicht
ſo ſchlimm geweſen ſein, wie er dargeſtellt worden iſt. Am
anderen Tage ſagte ſie: „Herr Doktor, es geht heute
bedeutend beſſer.“ Er habe nur zwei oder drei Beſuche
gemacht, auch Morphium verordnet und die Maximaldoſis
Kodein des Kollegen Dr. Drechsler nur etwas zu hoch befunden.
Frau Schmidt ſagte aber, ſie hätte das Vertrauen zu den
Drechslerſchen Verordnungen verloren.

Auf die vom Verteidiger des Angeklagten, Rechtsanwalt Dr.
Krahmer, an den Zeugen Dr. Switalsky gerichtete Frage,
ob er auch über einen ſeiner Kollegen gemeint ſind damit die
ſtreikenden Aerzte berichtet hätte, wenn dieſer falſch rezep
tiert oder praktiziert hätte, entgegnete Zeuge zunächſt aus-
weichend. Dann meinte er: „Unter Umſtänden ja.“ Ge-
wiſſe Vergiftungsfälle müſſe er ſchon als Menſch zur Anzeige
bringen. Er ſelbſt habe die Sache überhaupt nicht der Polizei
gemeldet und nur pflichtgemäß dem Aerztegausſchuß
Bericht erſtattet. Er glaube aber auch auf den Angeklagten
Rückſicht genug geübt zu haben.



Von anusſchlaggebender Bedentung füt die Beurteilung des
Falles war das, was der Gerichtsarzt Prof. Dr. Schülz als
Sachverſtändiger ausſagte: Kodein werde aus Opinm ge
wonnen und dürfe nicht in größeren Mengen als drei
gramm auf einmal von Aerzten verſchrieben werden. DieſeMenge war, auf drei Tage berechnet, verordnet. ie ver

nung des Mittels iſt ſo üblich; das Kodein wirkt huſtenreiz
mildernd und wird auch von anderen Aerzten verordnet. Fehlt
allerdings auf dem Rezept bei den Maximaldoſen das übliche
Ausrufungszeichen, ſo iſt der Apothekerverpflichtet,
ſich ſofort mit dem Arzt telephoniſch in Ver-
bindung zu ſetzen, oder das Rezept zurückzu-
weiſen. (Das ſcheint merkwürdigerweiſe nicht geſchehen zu
ſein. D. B.) Was die Aerzte in der Sache geſagt haben, möge
man ausſcheiden und mehr Gewicht auf die Angaben der Frau
Schmidt legen. Daß die Kodeinwirkung Angſtgefühle
hervorgerufen habe, iſt möglich. Der Zuſtand in jener Nacht

ſei tptſächlich auf die Wirkung des Aspirins zurückzu-
führen. Jene Verordnung mit der ſehr kleinen Menge
Morphium ſei aber einwandfrei geweſen. Nach alledem
laſſeſich nicht mit Sicherheitſagen, ob dürch die
Einnahme der Medizin eine Geſundheits-ſchädigung der Patientin eingetreten ſei.

rnach erkannte das Gericht auf die von dem Amtsanwalt
idiger beantragte Freiſprechung. Die Koſten

fallen der Staatskaſſe zur Laſt. Begründet wurde die Frei-
ſprechung mit dem Gutachten des Sach verſtändigen. Der
2 ung, die ſich ſehr umfangreich geſtaltete, wohnten
mehrere Aerzte bei. Ganz beſonders hervorgehoben zu werden

ie Haltung der Polizei die erſt den Dr. Switalsty
ige veranlaßte. Sollte dadurch Material zu dem Auf

enden Eingriff des Magiſtrats in die Selbſtvere

wartung der hieſigen Krankenkaſſen herbeigeſchafft werden?
Ferner iſt intereſſant, daß Dr. Switalsky über einen
ſtreitenden Kollegen nur „unter Umſtänden“ an den
Aerztegusſchuß berichtet haben würde. Alſo ſollte in dieſem
Falle, wo unter allen Umſtänden berichtet worden iſt, nicht
die ärztliche Kunſt, ſondern der Streik des Leipziger Aerzte-
verbandes gerettet werden.

Achtung, Arbeiterturner! Des Theaterabends halber findet
Dienstag Turnſtunde der l. Abteilung ſchon heute Montag

zu ventim Volkspark ſtatt.
Die Ruativnalliberglen wollen, wie gemeldet wird, ihre

fächſiſchen Provinztalvertretertag am Sonntag, den 2. April n
Halle abhalten. Dr. Friedberg und Scehiffer wollen komm
9 z m in r 4D. d t

Vom geplanten Theaterunternehmen in der Schmeerſtraße

S

wird jetzt naheres berichtet. Es hat ſich ein Konſortium ge-
bildet, das zunächſt ein für dieſen Zweck paſſendes Theater
gelände geſunden hat, nämlich das etwa 2500 Quadratimeter
große Terrain, auf dem die Häuſer Schmeerſtraße 21, 22, 83,

und 25 und der dahinter liegende Schülers- und Bechershof
chen. Der Mitbegründer dieſes Theaterunternehmens, Herr
ar Birtholz, gilt als ein erfahrener Theaterpraktiker. Da

dieſem Theaterneubau darauf Wert gelegt werden muß,
daß das Bühnenhaus mit allen techniſchen Neuerungen, und
das Jnnere mit den modernſten und gefchmackvollſten Einrich-
tungen verſehen werden ſoll, ſo hat ſich das Gründerkonſortium
mit dem Theatererbauer, Architekt A. v. Goedecke-Berlin, in
Verbindung geſetzt. Das Unternehmen iſt als ein Luſtſpiel-
und Schauſpielhaus für etwa 800 Perſonen mit einem Ge-
ſchäftshaus in der Schmeerſtraße gedacht. Die Koſten für den
Geſamtrohbau betragen 223 000 Mk., der Theaterausbau
200 000 Mk., Bureau bezw. Geſchäftshaus und Magazin-
gebäude-Ausbau 85 000 Mk., ſonſtige Ausgaben 49 500 Mk., in
Summa 557 500 Mk. Dazu kommen die Erwerbung der zahl-
reichen Gebäude mit 1 170 000 Mk. ein l. aller Abgaben und
die Zinſen vom Anlagekapital mit 85 000 Mk. Nach Abzug
aller Unkoſten wird ein Ueberſchuß von insgeſamt 82 875 Mk.
ausgerechnet (beim Bau 18 000 Mk., beim Theater 64 875 Mk.)
ſo daß 5 Prozent gewährleiſtet werden können. Die betreffen-
den Hausbeſitzer ſind bis zum 1. Juli an den Vertrag gebun
den, der mit ihnen geſchloſſen.

Wiederbelegung eines Friedhofquartiers. Das auf dein
Nordfriedhofe belegene Quartier B, in welchem in der Zeit vom
Februar 1887 bis Mai 1889, und die Reihen 25 bis 30 des
Quartiers A, in denen im Jahre 1889 Erwachſene beerdigt wor-
den ſind, gelangen von Ende April 1911 ab zur Wiederbelegung
Die Weitererhaltung von Reihengräbern für eine weitere
Begräbnisberiode kann gemäß S 16 der Begräbnis- Ordnung vom
31. Auguſt 13. Oktober 1887 geſtattet werden. Anträge ſind unter
genauer Angabe der Nummer und Reihe des Grabes bis zum
15. April 1911 an die Friedhofsverwaltung einzureichen. Später
eingehende Anträge können keine Berückſichtigung finden.

Stadttheater. Am Dienstag wird die prächtige Sommer-
nachtstraum-Aufführung, die anläßlich Schollings Benefizes dem
Pubtikum durch ſtimmungsvolle Jnſzenierung und gutes Spiel
aller Mitwirkenden hervorragend gefiel und den Shakespear'ſchen
Humor vorzüglich traf, wiederhokt, und zwar mit der geſamten
Muſik von Mendelsſohn Bartoldi. Die Kammerſängerin Mar-
garete Siems,, welche am Mittwoch zum erſten Male auf der
Bühne unſeres Stadttheaters in der Titelpartie von La Traviata
(Cameliendame) auftritt, hat in dieſen Tagen viel von ſich reden
emacht. Herr Dr. Loewenfeld, der neue Leiter des Hamburger

Stadttheaters hat nämlich der Künſtlerin einen Antrag an ſein
Kunſtinſtitut mit einer Jahresgage von 60000 Mk. gemacht, ein
Gehalt, daß an keiner Bühne Deutſchlands bisher gezahlt worden
iſt. Exzellenz Graf Sebach hat aber die Entlaſſung aus dem noch
beſtehenden Dresdener Vertrag nicht genehmigt. Frl. Siems hat
gerade in letzter Zeit wieder ganz bedeutende Erfolge errungen.
So ſang ſie in Berlin wiederholt mit Auszeichnung aber auch
ihre Gaſtſpiele in den letzten Tagen in Prag und Breslau glichen
einem Triumphzug ohnegleichen. Ueber r ſchreibt ein

Breslauer Biatt anläßlich ihres erſten Auftretens in Breslau.
„Margarete Siems, das iſt nicht mehr und weniger als die deutſche
Prevoſti im Vollglanz eines üppigen, leuchtenden Soprans von
ſeltener Schönheit und Empfindungsgehalts. Jhre königlichen
Stimmmittel verwendet die Künſtlerin mit w. tech
niſcher Meiſterſchaft.“ Ein anderes ſchreibt: „Die Zuhörerſchaft
befand ſich am Schluſſe des erſten Aktes in einer Art muſikaliſchem
Rauſch über die beſeelte Schönheit dieſer kunſtgeübten Stimme,
die hier aber nicht Selbſtzweck, ſondern einer höheren Jdee, nämlich
der Darſtellung des bewegten Jnnern eines Menſchenherzens,
dienſtbar gemacht war“.Pnektwier wird Glaube und Heimat zum vierten Male wieder

holt. Freitag Königskinder.
Ein Kind überfahren. Am Sonnabend nachmittag gegen

4 Uhr wurde auf der Chauſſee nach Bruckdorf, hinter dem Sport
park, ein etwa 1 bis ſiebenjähriges Kind überfahren. Das
Kind, welches den Fußhallſpielen zuſchaute, lief direkt gegen den
Wagen es wurde am Kopfe verletzt. Seine Mutter und der
Wirt des Sportparkes brachten es nach dem Bergmannstroſt.

Betrug. Bei den Halleſchen Röhrenwerken erſchien am Frei-
tag, als dem Lohnauszahlungstag, ein Mann, der einen Brief
überbrachte des Jnhalts, daß man ihm den für einen angeblich
erkrankten Arbeiter beſtimmten Lohn übergeben möge. Das ge-
hen doch nachher meldete ſich der wirkliche Lohnempfänger zur

achtſchicht, der von dem Briefe keine Ahnung hatte.

Könnern. Ein entarteter Menſch. Der Korbmachermeiſter
Wilhelm Hehrt in Könnern war angeklagt, ſich im vergangenen
Fahre gegen ſechs Schulmädchen und ein Dienſtmädchen teils durch

unſinliche Handlingen, teils du ſern Reden und Bedrohungen vergangen zu haben. Fern on er ſich noch in drei Fällen
der Erregung öffentlichen Aergerniſſes ſchuldig gemacht haben.
Er behauptete, die Beſchuldigungen ſeien lediglich döswillige Er
findungen, veranlaßt durch Feindſchaft wegen eines vorausge
ergehen Prozeſſes. Er iſt ein 50 jähriger verheirateter Mann.

dach ärztlichem Gutachten iſt er nicht ganz hörmal, aber nurKilie minderwertig, nicht unzurechnungsfähig. Na mehrſtündiger

zerhandlung unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit wurde er zu
einem Jahre drei Monaten Gefängnis und fünf Jahren Ehr
verluſt verurteilt.

Oſendorf, Ammendarf, Radewell und Umgegend. Eine
öffentliche, vom Freidenkerverein Halle ein-
berufene Verſammlun ß findet am Dienstag, den 14. März,
abends s Ühr, im Dreierhaus zu Oſendorf ſtatt. Genoſſe
Arbeiterſekretär Bernh. Menke- Dresden ſpricht über
Chriſtentum und Klaſſenſtaat. Die Pfarrer und Lehrer
der Elſterdörfer ſind zu der Verſammlung ſchriftlich eingeladen.

Stadt Cheatet.
Sommernachtstraum. Von William Shakeſpeare. Die

Sitte der Benefize paßt nicht mehr in das moderne Theater-
getriebe. Das iſt an dieſer Stelle ſo oft dargelegt worden,
daß dazu nichts mehr geäußert zu werden braucht. Ueberdies
beſcherte uns heuer das Benefiz des Sberregiſſeurs Schol-
ling eine ſo ſtimmungsvolle Aufführung des Sommernachts-
traums, daß wir ſchon deswegen uns diesmal beſcheiden
wollen. Namentlich der zweite Akt und das Zuwiſchenſpiel
dieſes ſinnigſten auer fröhlichen Favelſpiele wurden am Sonn-
abend glänzend herausgehracht. Szenerie (auf die juſt in
Sommernachtstraum ſoviel ankommt), Darſtellung und Muſik
verwoben ich zu einem Bilde voll ſo fſindiger Grazie und
anmutiger Märchenpracht daß auch der finſterſte Griesgram
Aufheiterung gefunden haben dürfte.

Dieſe ſorgfaltig vorbereitete Zuſammenwirkung iſt ein Er-folg der Regie Schollings, wobei bemerkt ſein S daß wir
oft Gelegenheit hatten die feine Bühnentechnik des Bene-
fizianten zu loben. Einzeldarfteller möchten wir m ihren
Leiſtungen nicht herausgreiſfen. Sie alle trugen zum Ge-
lingen des Ganzen nach Kräften bei. Das Orcheſter unter der
Leitung Riedels iſt zu loben. Beſonders der Einzugsmarſch
gefiel. Der Benefiziant, der in der Partie des Egeus mit-
wirkte, konnte über die entſprechenden Ehrungen quittieren.

Aus den Nachbarkreſſen.
velbra. Drei Bergleute durch Sprengſchüſſe ge-

tötet! Am Sonnabend nachmittag verunglückten auf dem Vitz
tumſchacht bei Polleben drei Bergleute durch Spreng-
chüſſe; ſie waren ſofort dot. Die drei verunglückten Bergleute
heißen Auguſt Rübeſam aus Helbra, Heller und Otto
Schmidt aus Volkſtedt. Drei Witwen und eine Anzahl kleiner
Kinder beweinen den Tod ihrer Ernährer. Das ſind nun inner-
halb 3 Wochen 5 Tote auf ein und demſelben Reviere. Jn
Anbetracht dieſer traurigen Unglücksfälle, die 5 in dem beſten
Mannesalter ſtehende Bergleute dahinraffte, drängt ſich jedem un
willkürlich die Frage auf, wie iſt denn das nur möglich, welche
Urſachen liegen da zugrunde? Die Antwort iſt leicht gegeben.
Schuld an den Maſſenunglücken iſt die kapitaliſtiſche Ausbeutungs-
wirtſchaft, die Lohndrückerei und das dadurch bedingte Antreiben
der Grubenarbeiter. Um das menſchenmöglichſte zu leiſten, mehr
Schiefer zu fördern, müſſen die Arbeiter gegen die Bergpolizei
vorſchriften verſtoßen. blindlings drauflos ſchuſten, um das Not-
wendigſte zum Lebensunterhalt zuſammen zu haſten. Der Eis-
eber Bergbote ſchrieb vor kurzem, als die zwei aus Vatterode
ſtammenden Bergleute in Weſtfalen zu Tode kamen „Ja, wären
die armen, von den ſozialdemokratiſchen Hetzern Verführten in
Mansfeld geblieben, ſo lebten Sie vielleicht heute noch!“ Mit
vemſelben Rechte könnte man heute ſagen: „Ja, wenn die Leute
nicht nach dem Unglücksrevier verlegt worden wären (denn tat
ächlich ſind alle 5 erſt kürzlich nach dort verlegt), ſo lebten ſie
heute auch noch.“ Mit Verunglückten beſchäftigt ſich das Eis-
leber Hurrablättchen überhaupt ſehr wenig, hingegen weun eine
reichstreue Verſammlung ſtattgefunden hat, bringt er das, was
die Beamten erzählt haben, ziemlich ausführlich. Oder wenn einer
von den oberen Zehntauſend die Welt verläßt, hüllt ſich der Berg-
bote in Trauer. Das war dann ein tüchtiger Mann, weil er ſein
Leben lang nichts getan hat als Dividende geſchluckt und die Ar
beiterſchaft niedergeknüppelt.

Am Freitag wurde in der Frühſchicht der 17 jährige Bergjunge
L. Fanſerek aus Kloſtermansfeld auf dem Zirkelſchachte durch
niedergehendes Geſtein ſo ſchwer an der rechten Hand verletzt,
daß ſeine Aufnahme in das Hettſtedter Knappſchaftskrankenhaus
angeordnet worden iſt.

Am Donnerstag nachmittag geriet der Bergmann Worbis aus
Biſchofrode in das Getriebe des Schieferſiebes, welches ihm den
Arm gänzlich zermalmte. Der Verletzte fand Aufnahme im ge-
werkſchaſtlichen Krankenhauſe, wo der Arm abgenommen werden
mußte.

Ein Schaudern erfaßt einem angeſichts dieſer Opfer kapitaliſtiſcher

Ausbentung.

Schkeuditz. Aus der Kürſchner bewegung. Am Freitag
tagte im Lindenhof eine überfüllte Volksverſammlung, welche ſich
mit dem Stande der Ausſperrung beſchäftigte. Genoſſe Grenz-
Leipzig ſprach mit gutem Erfolg über die Ausſperrungsgelüſte des
Unternehmertums. Reicher Beifall wurde dem Redner für ſeine
vortrefflichen Ausführungen zuteil. Genoſſe Oelsner referierte
dann über den jetzigen Stand der Ausſperrung im Kürſchner-
gewerbe. Bei den Schiedsgerichtsverhandlungen forderte man von
den Kürſchnern, man ſolle die Hilfsarbeiter und Arbeiterinnen
fallen laſſen, dann erſt wäre Ausſicht auf Zurücknahme der Aus-
ſperrung vorhanden. Die Kürſchner wiſſen genau, was die Unter
nehmer damit bezwecken wollen und lehnten das Anſinnen ab.
Die einzelnen Ortſchaften verſuchten nun, die ganze Frage örtlich
zu regeln und riefen zu dieſem Zwecke den Bürgermeiſter als
unparteiiſchen Schiedsrichter an. Alle Unternehmer, mit Ausnahme
des ſehr gebildeten Herrn Müller, erklärten ſchriftlich, daß dies
Sache ihres Verbandes wäre. Das Vorgehen dieſes früheren
Kürſchnergeſellen gefiel ſelbſt dem Bürgermeiſter nicht. Sonſt hat
der Kampf an Schärfe zugenommen. So iſt z. B. jeden Abend
zu beobachten, daß ſich auf dem Marktplatze 400--500 Menſchen
anſammeln, um drei Streikbrecher, welche unter dem Schutze von
fünf Schutzleuten und eines ſehr ſchneidigen Gendurmen nach
der Herberge gebracht werden, anzuſehen. Dieſe Anſammlungen
und das Vorgehen der Schutzleute hat zur Folge, daß die Straf-
vefehle nur ſo hageln. Die Streikleitung fordert auf, dieſen An
ſammlungen fernzubleiben. Jntereſſant iſt, daß an den Anſamm-
lungen auch ſehr viele bürgerliche Leute teilnehmen. Die Mit-
teilung, daß auch die Frau des Polizeikommiſſars daran
teilnehme, löſte ungeheure Heiterkeit aus.

Jn der Diskuſſion, an welcher ſich die Genoſſen Rößler und
Sämiſch beteiligten, wurde das Vorgehen der Schutzleute ſcharf
verurteilt, weil dasſelbe in gar keinem Einklange init den Aus-
führungen des Bürgermeiſters ſteht. So wurde auch die dreg
aufgeworfen. Wer iſt denn nun eigentlich der Chef der Polizei
Das die Polizei nicht alles ſieht, wenn es ſich um die zweifel

i Elemenke beweiſt, daß erſt auf Veranlaſſung derC einem Streikbrecher der Revolver e
nommen worden iſt. Genoſſe Schulze erſuchte nochmals, den
durch die Polizei verurſachten Anſammlungen fernzubleiben und
die rlichen Leute unter ſich zu laſſen. Hierauf ſchloß er die
von großer cht getragene ammlung.

gert Achtung, Schühmacher! Jn der Schuhfabrik
Gebr. Schmidt legten wegen J zehn Arbeiter
die Arbeit nieder. 45 Arbeiter und ÄArbeiterinnen erklärten
8 ſolidariſch und reichten ihre Kündigung ein. Zuzug nach
ieſer Fabrik iſt aufs ſtrengſte zu vermeiden.

Allerlei.
Anf rätſelhafte Weiſe verſchwunden

iſt auf dem Dampfer Bremen des Norddeutſchen Lloyd während
der Ueberfahrt von Newyork nach Deutſchland der Kaufmann
Johann Girmes aus Krefeld. Der Dampfer iſt am 4. März
in Bremerhaven eingetröffen, doch wurden die Krefelder Ange-
hörigen des Verſchollenen erſt vor wenigen Tagen von dem rätſel-
haften Verſchwinden Girmes' in Kenntnis geſetzt. Girmes, der
Teilhaber eines Seidenappreturgeſchäftes iſt, war etwa ein Jahr
lang von Deutſchland abweſend und wollte ſich nun wieder zu
ſeinen in Krefeld wohnenden Angehörigen zurückbegeben. Seit
der Nacht vom 1. zum 2. März iſt er nun plötzlich kurz vor
Scilly-Jsland von dem Dampfer verſchwunden. Der Kapitän
ſtellte ſofort alle erdenklichen Nachforſchungen an, die jedoch reſultat
los blieben. Es blieb unaufgeklärt, ob Girmes Selbſtmord be-
gangen hat oder das Opfer eines Unglücksfalles oder gar
eines Verbrechens geworden iſt. Da er an Vord ſtets fröh-
licher Laune war, ſo iſt nach Anſicht ſeiner Mitreiſenden kaum
anzunehmen, daß er Selbſtmord verübt hat. Es iſt alſo die
Möglichkeit nicht von der Hand zu weiſen, daß Girmes das
Opfer eines Verbrechens geworden iſt.
Bremerhaven, 12. März. Das hieſige Seeamt beſchäftigte
ſich geſtern mit der Angelegenheit des vom Lloyddampfer Bremen
verſchwundenen Kaufmanns Girmes. Das Seeamt vermochte den
Fall nicht zu erklären. Es konnte nur feſtſtellen, daß irgend einVerſchulden der Schiffsleitung an dem Verſchwinden des Kaufmanns

oder ein Mangel der Schiffseinrichtungen nicht vorliegt. Obwohl
die Jndizien für ein Verbrechen nicht gegeben ſind, iſt nach Anſicht
des Reichskommiſſares doch die Möglichkeit eines Verbrechens
nicht ganz von der Hand zu weiſen. Die Akten wurden der
Staatsanwaltſchaft übergeben.

Die Polizei und der Hoſenrock.
Die als Hüterin für „Ordnung, Zucht und Sitte“ unentbehrliche

Polizei erblickt in der neueſten Geſchmacksverirrung der weiblichen
Mode, dem Hoſenrock, eine ſittliche Gefahr und macht allerorts
Jagd auf ihn. Jn Dresden hatte ſich die Operettenſängerin Lilly
Bauer vom Jntimen Theater in Hamburg für den Hoſenrock „ins
Zeug gelegt und in einem Kabarett die verdienſtvolle Tat unter-
nommen, die nicht nur von der Polizei geächteten Pantalons po-
pulär zu machen. Die Polizei hat der unternehmungsluſtigen
Sängerin das Tragen des „anftößigen“ Kleidungsſtückes jetzt mit
der geiſtreichen und echt ſächſiſch polizeilichen Begründung unter-
ſagt daß der Hoſenrock für das Kabarett „unſtatthaft“ ſei. Eine
wirklich tiefſinnige Begründung! Wem ſie nicht genügt, der mag
ſich in Demut und Ergebenheit mit der Tatſache abfinden, daß es
in Deutſchland nun einmal ausſchließlich Sache der Polizei iſt,
re darüber zu entſcheiden, was ſtatthaft und was „unſtatt-
aft“ iſt.

Ein ſchreckliches Familiendrama
hat ſich in der Nacht zum Sonntag im SO. von Berlin, in
der Waldemarſtraße 67, abgeſpielt. Die 30 jährige Kutſchers-
frau Mathilpe Runge vergiftete ihre drei Kinder im lter
von 6, 4 und 3 Jahren mit Zyankali. Während die beiden
jüngſten der Kleinen, zwei Knaben, den mit der Zyankali-
löſung vergifteten Kaffee tranken und ſofort darauf ſtarben,
brächte die Mutter dem dritten den Trank gewaltſam bei.
Von ihrem urſprünglichen Entſchluß, den Kindern in den Tod

u folgen, nahm die Frau nach dem Vollbringen der Tat Ab-ſtand und ſtellte ſich geſtern ſelbſt der Polizei. Als Motiv
zu dem furchtbaren dreifachen Mord erklärte Frau Runge bei
ihrer Vernehmung, unglückliches Familienleben und die
Furcht vor Gewalttätigkeiten (1) ihres Mannes.

Kleines Allerlei. Folgen ſchwere Exploſionen. Jm Ter
nitzer Eiſenwerk von Schoeller u. Co. (Niederöſterreich) errigne ſich
in den Gußwerfſtätten eine Alumininm Exploſion. 1 Arbeiter
wurde gerötet, 4 wurden lebensgefährlich und 3 leicht verletzt.
v einem Pariſer Laboratorium explodierte plötzlich eine
Bombe in der Hand eines Feuerwerkers. Der Bedauernswerte
wurde gänzlich in Stücke geriſſen. Mehrere ſeiner Kollegen
erlitten lebensgefährliche Verletzungen. Bei der Gatnn
ſchleuſe am Panamaktanal fand ein weiterer bedeutender Erd
rutſch ſtatt. Drei Perſonen wurden getötet, mehrere verletzt.

An der Küſte von Sizilien iſt ein griechiſcher den
infolge des Sturmes untergegangen. Vier Mann der Be
ſatzung ſowie ein Pafſagier ſind ums Leben gekommen. Der
Kapitän und die übrigen Matroſen konnten gerettet werden.

Der geohrfeigte Tenor. Jm Wiener Johann Strauß
Theater kam es Sonnabend abend auf offener Szene zu einem
ſkandalöſen Auftritt. Der Tenoriſt Treumann erhielt von der
Operettenſängerin Lyra eine Ohrfeige, weil er ihr eine Be
leidigung zugeflüſtert hatte.

m

Waſſerſtände.
bedeutet über, unter Null).

Unſtrut und Saale.
Artern, Brückenpeg. 11. März 1,22 12. März -1,14 0,08
Nebra, Oberpegel 2,10 2,22 0,12Unterpegel crl,86 r 1,82 0,04Weißenfels, Oberpg. 2,80 2,78 0,02Unterp. 46 rpl,32 (0,141Trötha 3.24 -3,10 0,14Alsleben, Oberpegel 2,88 2,84 0,04UUnterpegel 2,95 2,80 (0,151Bernburg 2.50 7240 10Kalbe, Oberpegel 2,11 2,060,05Unterpegel 2,61 2,45 0,16

Elbe.
Dresden 11. März -0,37 12. März -0,20 0,17)
Torgäl 2,86 2,72 0,14Wittenberg 3,76 3683 0,13Roßlau 3,62 3,44 0,181Barby 753,92 a 275,27Magdeburg J 331 Z. 72Sprechſtunde der Redaktion von et bis Ia übr.

Berichtigung
Jn unſerem Jnſerat vom Sonnabend ſoll es unter anderem

richtig lauten:

Cockennadeln 2 Pakete 1 Pfg.
Lockennadeln Preciosa mit umgebogenem

Kopf Back 4 Pig.
Leopold Nussbaum,

Grosse Ulrichstrasse 60/6l.
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